Bierteljähriger Wbonnementäpr. in Breslau 1% Thlr., Wochen⸗Abonnem. 5 Sgr., 
außerhalb pro Quartal incl. Porto 21½ Thlr. — e für den Raum 
einer ſechstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr., Reclame 5 Sgr. 


Nr. 8b g Age 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 


22. Sitzung des Reichstages. (1. December.) 
1 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Fürſt Bismarck, Delbrück, von 


Stoſch u. A. 

Auf der Tages⸗Ordnung ſteht zunächſt die erſte Berathung des Geſetz⸗ 
Entwurfs, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der Marine⸗ 
und der N ee 13,787,553 Thlr. für die Marine, 
3,000,000 Thlr. für Telegraphie, in Summa 16,787,553 Thlr. Von em 
ür die Marine beſtimmten Theil der Anleihe ſollen 9,437,706 Thlr. züm 

au von Kriegsſchiffen, 1,188,000 Thlr. für neue Schiffe und zu Schießver⸗ 
ſuchen, der Reſt zu Garniſonbauten in Wilhelmshaven, Kiel und Friedrichs⸗ 
ort und zur Herſtellung einer zweiten Hafeneinfahrt in Wilhelmshaven, für 
den letzteren Zweck 1% Million Thlr. verwendet werden. 

Abg. v. Saint⸗Paul⸗Illaire (Corvetten⸗Capitän z. D.): Der Flotten⸗ 
gründungsplan iſt von einer Seite als eine bloße Studie bezeichnet worden; 
das wäre allerdings ſehr zu bedauern, aber die Regierung ſcheint heute 
langſamer vorzugehen, als ſie nach dem Plane beabſichtigte. Denn nach 
demſelben wäre im Marine⸗Etat ein Ordinarium von 18, ein Extraordi⸗ 
narium von 37 Millionen Mark zu erwarten geweſen, ſtatt deſſen erſcheinen 
aber nur an fortdauernden Ausgaben 18 Millionen, an einmaligen 24 Mil⸗ 
lionen Mark, alſo 12 Millionen weniger, als in Ausſicht genommen war. 
Wenn dieſe Summe eine Erſparniß bezeichnete, könnte das Haus damit 
wohl zufrieden ſein; das iſt aber nicht der Fall. Die geringeren Forderun⸗ 
gen hahen auf dem Gebiete des Schiff: und Hafenbaues ſtattgefunden, welche 
die beiden Hauptfactoren für die Stärke einer Flotte bilden. Es wird aber 
enfant ob die Friſt bis 1882, die zur Beſchaffung einer Flotte in Aus⸗ 

ht genommen iſt, wird inne gehalten werden können. Denn bie Ent⸗ 
wickelung einer Flotte bedeutet ſo viel als maritimes Kriegsmaterial zu 
ſchaffen und die zu ſeinem Gebrauche nöthige Mannſchaft erziehen. Dazu 
gehört aber etwas mehr als Schiffe und Seeleute, wenn dieſes auch die 
Hauptfactoren bleiben. 2 5 
eutſchland befigt fertig und hoffentlich auch ſeetüchtig drei Panzer⸗Fre⸗ 
7925 5 „König Wilhelm“, „Kronprinz“ und „Prinz Friedrich Carl“, die aber 
chon vor dem Kriege von 1870 vorhanden waren. Im Bau begriffen ſind 
5 Panzerfregatten und 2 Panzercorvetten; letztere ſind jedenfalls tüchtige 
Schiffe, wenn auch nicht erſten Ranges, mit ſehr erheblicher Panzerung und 
ſtarker Artillerie. Es iſt ein neues Experiment, was man mit denſelben 
macht, aber warum ſoll denn die deutſche Marine nicht einmal vorangehen? 
Hoffentlich wird das Experiment gelingen. Die Geſchütze ſtehen nämlich frei 
auf dem Verdeck und feuern über die Panzerbrüſtung hinweg. Es iſt nur 
u hoffen, daß kein Schiff zu hoch fein wird, um über die Panzerbrüſtung 
inweg das Verdeck dieſer Corvetten rein zu fegen. Wenn aber die Corvetten 
ſich wirklich gut bewähren, warum ſind dann nicht Mittel für den Bau von 
zwei weiteren Corvetten in den Etat aufgenommen, wie der Flottengründungs⸗ 
plan es vorausgeſetzt hatte? Auch ein Monitor war vorgeſehen, wird aber 
nicht gebaut, ſondern ſtatt deſſen drei Panzerkanonenboote. Wenn auch ſtets 
Kanonenboote vorhanden waren und ſtets gebraucht werden, jo erfüllen ſie 
doch andere Zwecke, als die Monitors; dieſe letzteren ſind dazu beſtimmt, die 
größeren Strommündungen vor feindlichen Ueberfällen zu ſichern, fie können 
alſo nicht durch Kanonenboote erſetzt werden. Augenblicklich ift die faktiſche 
Kriegsflotte Deutſchlands alſo nicht ſtärker als beim Ausbruch des Krieges 
von 1870. Wir würden wahrſcheinlich daſſelbe erleben, was wir damals er⸗ 


man en ian abſchaffen wollte, ſoll jetzt verdoppelt werden. Alles, was ſich 
nter richt be 


Chef der Admiralität v. Stoſch: Die An den Schiffsbau angewieſenen 

en, wenn wir die engliſche In⸗ 
genommen hätten. Der Bau von Schiffen allein 
unte führen, wlan es nicht auch gelang, das Perſonal für 
die Schiffe in derſelben Art zu em wickeln und zwar auf einem anderen W 
a an ee Gang 

| möglich war. Es iſt ga 

unmöglich, eine ſo große Zahl von Offizieren au —— 125 — 


\ . \ Förderung des 
Hiernach haben wir gehandelt. So weit als möglich, nd in 


im Waſſer nur ſchwer und langſam gebaut werden kann. Nachdem einmal 
dag Geld bewilligt und alle Pläne fest 
haftigteit der Bau gefördert worden. 
In Betreff des Materials hat der Vorredner richtig hervorgehoben, daß 
eine verdoppelte Zahl von Panzerſchiffen bereits projectirt und angefangen 
nd. Ein gutes Panzerſchiff braucht drei Jahre, um es fertig zu bringen, 
die größeren oft mehr. So lange die kaiſerlichen Werften ſo beſchränkt 
waren wie bisher, brauchte der Schiffsbau bei denſelben ein Jahr mehr als 
te Privatwerften. Dieſe aber find in dem vollen Maße in Anſpruch ge⸗ 
nommen, wie ſie leiſten konnten. Es iſt nach dem Wunſche des Hauſes 
dermieden worden, in England zu bauen, ſobald die Bauten in Deutſchland 
gaglich waren; in Folge deſſen mußte aber etwas mehr Zeit in Anſpruch 
betommen werden. Die beiden im Bau begriffenen Panzer⸗Corvetten, die 
Vorredner erwähnte, ſind nach einem neuen, bisher von keiner anderen 
00 tin e perſuchten Muſter geſchaffen. Daß ein folder Plan Zeit braucht, 
und er alle vorbereitenden Stadien durchlaufen hat und ehe die Verwaltungs⸗ 
rede die techniſch⸗wiſſenſchaſtlichen Behörden darüber einig find, iſt ſelbſt⸗ 
— Ich glaube, es iſt viel, daß die Admiralität bei Beginn dieſes 
für 2 vollſtändig einig mit ſich war über das, was fie wollte und was fie 
weiter dtig bielt. Ich glaube nicht, daß andere Marinen in Europa darin 
ange. entſchiedener hätten vorgehen können. Es find aber die beiden 
abre t orvetten, die im Flotten⸗Gründungsplan vorgeſehen waren, in dieſem 
orvetten tſächlich deshalb nicht eingeftellt, weil das Bedürfniß nach leichteren 
nach ſolchen erſter Linie lebendig war, dem vorweg Genüge geſchehen mußte, 
und atereſſteichten Corvetten, die für die Sicherheit deutſcher Angehörigen 
Ver geſſen e in entfernten Gegenden verwendet werden konnten. 
die game Erd ie nicht, m. H., daß weit über fünf Millionen Deutſche über 
dem nicht Deulſcheſtreut leben, daß es keinen Hafen in der Welt giebt, in 
unterſtützen mö = wohnen und deutſche Anſprüche 12 vertheidigen und be 
zunachſt eine Pa werden kann. Daß das deutſche Reich für dieſe Aufgabe 
deshal alſo ıft derslich große Kraft aufwendet, iſt gewiß gerechtfertigt, und 
der der beid er Bau der beiden leichten Corvetten vorgeſtellt, ohne daß 
Veſchaffung 724 5 anderen aufgegeben iſt. Es iſt für dieſe bereits die 
eingelel on Material, die Feſtſtellung der Bauſtellen u. . w. fo weit 
tet, daß f 
7 im Beginn des nächſten Etatjahres die dafür angeſetzten 


reslauer 


Fünfundfünfzigſter 


Geldmittel zur Verwendung kommen können. In Bezug auf die Ausſchei⸗ 
dung des „Monitor“ bemerke ich, daß auch ich den Flotteugründungsplan 
mehr für eine Studie als für einen feſten Anhalt angeſehen habe. Der 
Flottengründungsplan giebt Vorſchläge. Wie dieſe auszuführen, das 175 
natürlich von dem Laufe der Entwickelung der Marine, von dem Fortſchritt 
der Technik und Wiſſenſchaft, von der Erfindung neuer Maſchinen, verbeſſer⸗ 
ter Geſchütze u. ſ. w. ab, und das machte ſich gerade bei dieſem „Monitor“ 
geltend. Der „Monitor“ iſt nach meiner Anſicht ein veraltetes Schiff und 
ein veraltetes Project. Es mußte in erſter Linie unſere Aufgabe ſein, unſere 
Häfen zu ſchützen, und für dieſe Aufgabe find die Kanonenböte das geeig⸗ 
netſte Mittel, da ſie mit den ſchwerſten Geſchützen bewaffnet werden können, 
3 Alles das leiſten können, was man vom „Monitor“ er⸗ 
wartete. 

Abg. Rickert hat zunächſt ein formelles Bedenken gegen die Anleihe: 
es werden 17 Millionen Mark verlangt und ſchon 280,000 Mark Zinſen 
für die Hälfte des Jahres 1875 in Ausſicht geſtellt, während vollkommen 
hinreichende Beſtände und Ueberſchüſſe zur Dispojition ſtehen und gleichzeitig 
die Matricularbeiträge erhöht werden len Die Budget⸗Commiſſion wird 
daher zu prüfen haben, ob wirklich für die Aufnahme einer ſo kleinen An⸗ 
leihe hinreichender Grund vorliegt. Jur Sache ſelbſt hat der Redner im 
Gegenſatz u dem Abg. v. St. Paul zu moniren, daß die Regierung zu raſch 
vorgeht und zu viel verlangt. Man hat das in Preußen ſchon bei der Be⸗ 
wihigung der Eiſenbahnen erlebt: der Herr Handelsminiſter kam in jedem 
Jahre mit einer neuen Eiſenbahnvorlage, und wenn man ſchließlich die Rech⸗ 
nungen anſah, jo fand ſich, daß der Miniſter trotz aller aufgebotenen Kräfte 
nicht im Stande war, die ihm zur Dispoſition geſtellten Mittel zu veraus⸗ 
gaben. Genau daſſelbe wiederholt ſich bei den Marineausgaben. Am An⸗ 
fang des Jahres 1873 blieb bei dem Fonds zu den einmaligen Ausgaben, 
die für die Marine pro 1872 bewilligt waren, ein Beſtand von etwa 2 bis 
2% Millionen Mark. Im Anfang dieſes Jahres blieb bei dem Fonds für 
einmalige Ausgaben pro 1871 28 bis 29 Millionen Mark Beſtände in den 
Händen der Marineverwaltung, ſie war alſo nicht im Stande geweſen, die 
bewilligten Mütel zu verausgaben. Wie viel im Jahre 1875 Beſtand in 
ihren Händen ſein wird, läßt ſich nicht überſehen, er wird aber ſicherlich er⸗ 
heblich höher ſein als 1874. Da darf man denn wohl fragen, ob ein Grund 
vorliegt, alle die Summen, welche in dem Extraordinarium des Marineetats 
und in dieſer Anleihevorlage ſpeeificirt find, ſchon für das nächſte Nahr zu 
verlangen, zumal dieſe Vorlage in einem Punkte erheblich über den Rahmen 
desjenigen hinausgeht, was die Bundesregierungen in der Denkſchrift vom 
21. Aptil 1873 für erforderlich gehalten baben. Auf Seite 41 derſelben iſt 
ausgeführt, daß die Mittel, welche für 1873 und 1874 verlangt werden für 
Wilhelmshafen, mit alleiniger Ausnahme eines Dockbaues, für die Werft, 
diejenigen ſind, welche überhaupt aufgewendet werden müſſen, um den Hafen 
für die Marineverwaltung vollſtändig fertig zu ſtellen. (Hört! Hört!) 

Ein Jahr darauf wird eine zweite Hafeneinfahrt für Wilhelmshaven für 
unbedingt erforderlich erklärt, die 10,200,000 Mark koſten wird. Die Moti⸗ 
virung dieſer Dass läßt vermuthen, daß man hier mit zu großer Eile 
vorgegangen iſt und daß man ſie beſſer für ein Jahr zurückſtellte, um fie 
ſpäter vor dem Reichstage beſſer zu motiviren. Es heißt die gegenwärtige 
Hafeneinfahrt ſei nicht bequem genug, — das iſt fo ziemlich alles, was dafür 
geſagt wird. Unmittelbar darauf wird ausgeführt, daß die Arbeit für dieſe 
zweite Einfahrt am zweckmäßigſten und wohlfeilſten mit der Ausführung des 
projectirten Ems ⸗Jahdecanals in Verbindung zu bringen ſein würde, wäh: 
rend dieſes letztere Project nach den Motiven noch gar nicht feſtgeſtellt ist. 
Der preußiſche Landtag hat zwar in ſeiner letzten Seſſion 200,000 Thlr. als 
erſte Rate für den Ems ⸗Jahdecanal bewilligt, aber dort ſchon mußte die 
preußiſche Regierung erklaren, daß ein beſtimmtes Project nicht vorgelegt 
werden könne. Man will hier den Reichstag engagiren für eine Forderung 
von 10-11 Millonen Mark oder wahrſcheinlich für eine noch größere Summe, 
obwohl feſtſteht, daß die Arbeiten für den Canal noch nicht in Angriff ge⸗ 
nommen werden können und man alſo an die Ausführung der zweiten 
Hafeneinfahrt noch nicht gehen kann. Auch das wird zu n d ſein, 
ob es richtig iſt, alle Mittel für die Nordſee lediglich auf den Jahdebuſen 
zu concentiren, oder ob man nicht vielmehr daran denken wird, ſich einen 
anderen Punkt auszuſuchen, welcher wirklich einen ſicheren Stützpunkt für die 
Operationen im Kriegsfall bieten kann. Die Vorlage bedarf alſo der Prü⸗ 
fung in der Budgetcommiſſion in hohem Grade. 

Abg. Schmidt (Stettin): Ich würde mich dreimal beſinnen, ehe ich 
mich entſchließen könnte zu einem zweiten Kriegshafen in der Nordſee meine 
Zuſtimmung zu geben, denn ich glaube, Wilhelmshaven hat Preußen und 
Deutſchland ſchon zu viele Millionen gekoſtet, als daß wir ihn jetzt aufgeben 
und zu einem andern Projecte übergehen könnten. Der Herr Marinemintiter 
hat ſo eben darauf hingewieſen, daß Waſſerbauten nur langſam vollendet 
werden könnten, ich wünſchte, er hätte uns auch ihre Koſtbarkeit zu Gemüthe 
geführt. Vor Jahren wurde uns im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, wenn 
wir Ausgaben für Wilhelmshaven bewilligen ſollten, jedesmal geſagt, es ſei 
nun Ausſicht vorhanden den Hafen vollſtändig kriegstüchtig zu machen, und 
heute werden von uns abermals mehr als 4 Millionen Thaler gefordert, 


und nach den gemachten Erfahrungen glaubte ich wenigſtens nicht, daß es 9 


die letzte Forderung ſein wird. Die Budgetcommiſſion wird daher allen An: 
laß haben, die Vorlage ernſtlich zu prüfen. Man führt uns beſonders an, 
die gegenwärtige Einfahrt in den Hafen ſei unbequem — das trifft aber 
auch bei anderen Häfen zu, und Dampfſchiffe pflegen in ihrer Maſchine die 
Kraft zu haben, derartige Schwierigkeiten zu überwinden. Unſer beſter 
Hafen an der Oſtſeeküſte koſtete — es iſt das allerdings nunmehr 5 Jahr⸗ 
ehnte her, — damals 4 Millionen Thaler, und wir ſchätzen uns im preu⸗ 
bischen Abgeordnetenhauſe glücklich, wenn heute einmal 80—100,000 Thaler 
für deinen Handelshafen ausgegeben werden ſollen; für die heute geforderten 
1 Million könnten wir ſämmtliche Handelshäfen unſerer Oſtſeeküſte ausbauen. 
Dazu kommt, daß Wilhelmshaven unſerer Handelsmarine gar keinen Nutzen 
bringt, die Hoffnung, welche bei der Gründung der Anlage ausgeſprochen 
wurde, daß der Ort ein zweites Marſeille werden würde, hat ſich nicht be⸗ 
ftätigt, und konnte um ſo weniger zur ee werden, als die Jahde nicht 
ins Land geht, wie die Elbe und andere Flüſſe. 

Wenn es richtig iſt, daß Wilhelmshaven am beſten zwiſchen den „Sän⸗ 
den“ vertheidigt wird, ſo reichen ſicherlich dieſe 4 Millionen nicht hin, um 
den Hafen vertheidigungsfähig zu machen. Dabei fallt noch ins Gewicht, 
daß der Canal, welcher Wilhelmshaven mit den Kohlenrevieren Weſtfalens 
in Verbindung ſetzen ſoll, jetzt ganz in den Hintergrund tritt. Gerade um 
jenes commerciellen Zweckes willen hatte das Project früher für Manchen 
etwas Anziehendes; derſelbe kommt aber heute neben den militäriſchen Ge⸗ 
ſichts punkten gar nicht in Betracht. Aus allen dieſen Gründen kann uns 
die Annahme der Vorlage ohne gründliche Prüfung derſelben nicht zuge⸗ 
muthet werden, und deshalb empfehle auch ich die Ueberweiſung des Ent: 
wurfs an die Budget⸗Commiſſion. 

a Die Vorlage, betreffend die Marine⸗Anleihe, wird darauf einſtimmig an 
die Budgei⸗Commiſ ion verwieſen und daſſelbe geſchieht auch auf den Antrag 
Hänel s mit dem Marine⸗Ctat ſelbſt, der ſich getrennt von der Anleihe 
nicht prüfen laßt. Nach der Tagesordnung ſollte die zweite Berathung 
des Reichshaushalts für 1875 mit dem Marine⸗Ctat beginnen, nach 
dem ſoeben gefaßten Beſchluß wendet ſich die zweite Berathung den übrigen, 
nicht an die Budget⸗Commiſſion verwieſenen Einzeletats, zunächſt dem des 
Reichskanzleramtes, zu. Selbſtverſtändlich übergehen wir alle ohne 
DRS en Pofitionen. 

ie für den Director des neu zu ſchaffenden Reichsjuſtizamts ver⸗ 
langten 15,000 Mark veranlaſſen den Abg. Faster: u Folgenden Bemerkun⸗ 
gen: Man darf zwar hoffen, daß die einzelnen Reichsämter ihre Selbſtſtän⸗ 
digkeit allmälig gewinnen und ſich von jeder Einwirkung frei machen werden, 
aber ich billige nicht die Art und Weiſe = Einrichtung. So went es 
mir auch nicht richtig, daß man das Juſtizamt zu einer Abtheilung des 
5 machen will. Ich glaube nicht, daß es für die Organi⸗ 
ſation dieſer Aemter nur zwei Wege giebt, entweder völlig . Mi⸗ 
niſterien mit voller Verantwortlichkeit oder Abtheilungen des Reichskanzler⸗ 
Amts. Der Herr Reichskanzler hat ja eine Abneigung gegen — ſelbſt⸗ 
ſtändige Reſſorts und dieſelbe findet in den in 1 en beſtehenden Verhält⸗ 
niſſen ihre Begründung. Ich habe gelegentlich im Reichstage des nord⸗ 
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Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Grveditlon: Herrenſſraße Nr. 20. Außerdem übernebmen alle Poft- 
AUnſtalten Bertellungen auf die Zeitung, weicde Sonntag und Montag 
einn al, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


WMiwog, den 2. Danber 1874, 


deutſchen Bundes ſchon entwickelt, daß in einem conſtitutionellen Staate ei 
Miniſterium mit einer Oöllig ſelbſtſtändigen Politik der einzelnen Reſſorts 
vom Uebel ift und daß da. Collegium der Miniſter von einem einheitlichen 
Geifte getragen werden mähh- Nur dann find die einzelnen Miniſterien eine 
Stütze für, nicht gegen einn der. Dieſe Droge ſteht aber hier nicht zur 
Entſcheidung. Nach unferer N. ichsverfaſſung iſt der Reichskanzler ſchon bei 
lebendigem Leibe ein abſtracter B. griff (große Heiterkeit), ihm werden Inſti⸗ 
tutionen übertragen, welche ſelbſtſta, dig zu controlliren ein Menſch gar nicht 
im Stande iſt. So lange jedoch in deieſer Beziehung nicht eine Aenderung 
der Verfaſſung vorgenommen wird, mu, d dieſe Lage der Dinge beſtehen blei⸗ 
ben. Darauf aber konnen und muſſen wir hinwirken, daß nicht auch der 
Bräfident des Reichskanzleramts ein abmezcter Begriff wird; und in der 
That fängt derſelbe ſchon an, aus der concreren Welt in die abftracte zu ge⸗ 
langen. (Erneute Heiterkeit). Es ſoll ihm nuctynehr eine Abtheilung unter⸗ 
ſtellt werden, welche er zu controlliren nicht im Stande iſt. Sein oberſtes 
eg 0 Nie de 1 80 rein arte Decretim fein. 
erkenne die hohen Verdienſte des Herrn Bräfiventen des Rei 
Amtes vollkommen an; ich wünſche aber, daß feine Kräfte an dae 
Stelle verwendet werden, wo fie dem Reiche wirkliche Dienſte leiſten können. 
Man gebe deshalb dem Reichsuſtzamt ein Haupt, welches ſich ſelbſtſtändig 
und nach ſeiner eigenen Einſicht frei bewegen kann. Das Haupt einer Ber 
hörde muß nothwendigerweiſe im Stande ſein, mit Geſchaftskenntniß in die 
Geſchäfte einzugreifen. Es giebt jetzt ſchon ſo viele Abtheilungen im Reichs⸗ 
kanzleramte, daß es ſchwer iſt, für daſſelbe ein Haupt zu finden, welches eine 
ſachliche Kenntniß aller einzelnen Geſchäftszweige beſitzt. Wenn man nun⸗ 
mehr die Abſicht hat, ſtatt ſelbſtſtändiger Miniſterien ſelbſtſtändige Aemter 
für die Aufgabe des Reiches zu ſchaffen, jo müſſen dieſe Behörden mit der⸗ 
jenigen Selbſtſtändigkeit ausgeſtattet ſein, welche zur Erfüllung ihrer Auf⸗ 
gabe nothwendig iſt. Das feinfühlige Mitglied für Meppen (Abg. Windt- 
borft) hat gelegentlich einmal dieſe neue Inſtitution des Juſtizamtes als einen 
Emoryo bezeichnet, weil der Herr Abgeordnete ein Verſtändniß dafür hat 
daß dasjenige, was einem ſolchen Amke zugewieſen werden muß, nicht don 
einer einzelnen Abtheilung einer anderen Behörde erledigt werden kann. 
Schon bei der Aemterbeſetzung tritt Far hervor, welcher Unkerſchied gemacht 
werden muß, je nachdem man es mit einer oberſten Reichsbehörde oder nur 
mit einer Abtheilung einer ſolchen zu thun hat. Unter den Herren am Bun⸗ 
desrathstiſche ſehe ich Krafte genug, welche einer Centralbehörde vorſteben 
könnten. Zu Directoren einer Abtheilung der Centralbehörde müſſen aber 
Kräfte herangezogen werden, welche mit genauer Geſchaftskennint ausge⸗ 
rüſtet find und nicht der unmittelbaren Aufſicht des Reichlanzlers, ſondern 
er 5 zwiſchen dem Reichskanzler und ihnen ſtehenden oberen Behörde 
unterſtehen. 
Dieſer Weg ſcheint mir der einzig richtige zu fein und ich erl i 
deshalb die Anfrage an die Regierung, Nc Hinderniſſe . ER 
für das rg nicht eine beſondere Reichsbehörde eingerichtet hat und 
erwarte eine Auskunft darüber, welche Vortheile man ſich von dem einge⸗ 
ſchlagenen Wege vers Da nad der Verfaſſung uns gegenüber der 


je verſpricht. 
Reichskanzler die einzige formale Verantwortun bat, jo muß auch en 
Reichsjuſtizamt durch das Medium des Reichskanzlers 11 5 d 
danke ausgeſchloſſen bleiben, als ob die Errichtung einer oberſten Reichsbe⸗ 
hörde für die Juſtizangelegenheiten eine Veränderung der Stellung des 
Reichskanzlers mit ſich bringe. Wenn man für die Angelegenheiten der Na⸗ 
rine eine ſelbſtſtandige Behörde geſchaffen hat, warum ſchafft man eine ſolche 
nicht auch für die Juſtizangelegenhetten? In Beziehung der Finanzverwal⸗ 
tung im Reiche find, wir bei Gelegenheit der Debatte über den Bankgeſetz⸗ 
entwurf denſelben Schwierigkeiten begegnet wie heute und wir haben damals 
bei hellem Tage mit der Laterne nach derjenigen Perſönlichkeit geſucht, welche 
die Finanzverwaltung leitet. Wenn aber die Regierung darauf beſtehen 
ſollte, daß wir die Einrichtung des Juſtizamts in der vorgeſchlagenen unvoll⸗ 
kommenen Ferm gewähren, jo werde ich ihre Forderung nicht verweigern 
weil ich glaube, daß man dem Reiche die geringere Kraft nicht um deswillen 
entziehen müſſe, weil man ihm die größere Kraft nicht geben kann. Stets 
aber werde ich darauf hinwirken, daß an jeder Stelle organiſch gebildete 
ſelbſtſtändige Aemter eingerichtet werden. (Beifall) 1 


Präſident Delbrück. Die Hauptaufgabe des Reichsjuſtizamtes wird ; 
der Ausarbeitung von Juſtizgeſetzentwürfen en ee kp iR 
Preußen die Erfahrung gemacht, daß ein von der Verwaltung völlig losge⸗ 
löſtes Geſetzgebungsminiſterium eine verunglückte Schöpfung iſt. Obgleich 
die Geſetzgebungscommiſſion in Preußen unter der Leitung des hochberühm⸗ 
ten v. Savigny ſtand, iſt ſie dennoch untergegangen, ohne etwas geleiſtet zu 
haben, weil ſie nämlich in keinem Rapport mit den Verwaltungsorganen 
ſtand. Das Juſtizamt mußte deshalb mit ſolchen Organen in Verbindung 
geſetzt werden und aus dieſem Grunde hat die Regierung Ihnen vorgeſchla⸗ 
gen, das Amt als Abtheilung des Reichskanzleramts zu conſtituiren. Würde 
das Juſtizamt eine ſelbſtſtändige Behörde, jo würde ſie ſich völlig abſchließen 
von den Organen der Verwaltung und auf den Weg der Vita und Gegen⸗ 
vota kommen, welchen Weg ich nach den von mir gemachten Erfahrungen 
als einen guten nicht bezeichnen kann. Den Ausdruck, mit Be der 
herr Abgeordnete Windthorſt die neue Institution bezeichnet haben ſoll, nam⸗ 
lich als Embryo, kann ich in einem gewiſſen Sinne acceptiren. Denn erſt 
wenn die Ihnen jetzt vorliegenden Juſtizgeſetzentwürfe in Wirkſamkeit getre⸗ 
ten ſein und wir ein Reichsgericht haben werden, wird es an der Zeit jein, 
Ku arage u He ir m Juſtizangelegenheiten eine 

affen. r i i i 
na! m rei je de 85 de 8 jezt liegt dies ganz gewiß 
rſt bon Bismarck: will mir nur einige Bemerkungen erlaub 
über die Verantwortlichkeit, die ich als Reichskanzler zu 8 laube 2 5 
meine Anſicht über die Frage ausſprechen, in wie weit ich mich zu einem 
abſtracten Begriffe verflüchtige, in wie weit ich materiell in die Sachen ein⸗ 
zugreifen habe, um unter Umſtänden meiner Verantwortlichkeit gerecht werden 
zu können. Es wäre ja von mir eine ſehr anmaßliche Behauptung, wenn 
ich aneh zu machen verſuchte, daß ich alle Einzelnheiten des weilen Ge⸗ 
ſchaftskreiſes für den ich die Verantwortlichkeit zu tragen habe, ſelbſt zu 
überjehen und ſelbſtthätig zu betreiben oder auch nur mit Sicherheit zu be⸗ 
urtheilen vermöchte. Darin kann meines Erachtens die Verantwortlichkeit 
eines Reichskanzlers nicht geſucht werden, daß jede ſpecielle Maßregel, die 
innerhalb des ganzen Bezirks, worin er verantlilch iſt, geſchieht, gerade als 
wie von ihm perſönlich herrührend angeſehen wird. Es kann im Gegentheil 
mitunter vokommen, daß ich mit einer Vorlage ſogar perſönlich nicht ganz 
einverſtanden bin, daß ich mir aber der ſachkundigen Duelle gegenüber, aus 
der ſie fließt, vor öffentlicher Erörterung und durchgreifender Discuſſion nicht 
die ſachkundige Autorität zutraue, um anf meinen eigenen Kopf hin der 
Sache zu widerſprechen, ſondern ich jege, ich will es lieber gehen laſſen, bis 
ich genügend unterrichtet bin. in meines Erachtens dafür verantwort⸗ 
lich, daß an der Spitze der einzelnen Branchen der Reichsverwaltung Leute 
ſtehen, die nicht nur dazu befähigt ſind, ſondern die ihre Verwaltung auch 
im Großen und Ganzen in der Richtung des Stromes führen, den das 
deutſche politiſche Leben nach der augenblicklichen Lage deutſchen Reiches zu 
laufen Ei wic it; daß kein Zwieſpalt nicht nur innerhalb der verſchiedenen, 
laſſen Sie mich den Ausdruck gebrauchen, Reichsminiſterien, ſonder auch kein 
dauernder, prinzipieller Zwieſpalt innerhalb der verſchiedenen großen Körper 
Ei 7 Mine ſeine Deiehe und feine Einrichtungen geben, 3 
eiße, trauen und keine Fei iſchen den einze 
Bundes mitgliedern, dee IR 
Im Weſentlichen glaube ich, daß ich dafür verantwortlich bin, daß an 
jeder Stelle, die ich beſetze, auch Jemand ſteht, der nach dem gewöhnlichen 
Ausdrucke tanti iſt, dieſe Geſchäfte zu beſorgen. Für alle Einzelheiten mir 
die Verantwortung zuzumuthen, das wäre ſehr unrecht, das wäre ein Leber: 
zug es von mir verlangt. Sie dürfen deshalb nicht jagen, daß dadurch 
ein Theil von mir als ungedeckt von irgend einer Verantwortlichkeit erklärt 
werde, indem derjenige, der die Geſchäfte führt, die Verantwortlichleit nicht 
trägt, und derjenige, der die Verantwortlichkeit hat, ſich damit entſchuldigt: 
ch kann das unmöglich alles überſehen; ſondern Sie müſſen ſagen, welche 
Bürgſchaft einer moraliſchen Verantwortlichkeit haben Sie bei anderen Ein⸗ 
richtungen, die nicht auf der Verantwortlichkeit einer einzelnen Perſon be⸗ 
ruhen. Wie kann eine Verantwortlichkeit beſtehen bei einem Collegium, was 
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aus acht oder zehn ſelbſtſtändigen Männern beſteht, in dem keine einzige 


bedeutende Maßregel anders als per majora beſchloſſen wird? Wer kann 
denn die Verantwortlichkeit tragen bei einer parlamentariſchen Körpe rſchaft, 
wie der Reichstag iſt? Offenbar kann ſie bei keinem Einzelnen geſucht wer⸗ 
den. Sie können alſo die Verantwortlichkeit voll nur bei einem In oividuum 
ſuchen, niemals bei einem Collegium. Ich babe mir die Art, wir ich meine 
Verantwortung zu tragen babe, immer klar gemacht an dem neahe liegenden 
Beiſpiel des preußiſchen auswärtigen Amtes. Meine Stellun „ iſt im Reiche 
eine ſehr wirkſame; ich kann zwar, wie geſagt, unmöglich in, der Seele eines 
jean der höheren Reichsämter ſtecken, jo daß ich ſelbſt all⸗s leite, aber ich 
ann durch eigene Beobachtung oder durch die Preſſe oder dur ch den Reichs⸗ 
tag darauf aufmerkſam gemacht, ſehr oft erkennen, ob ire endwo ſich eine 
Strömung entwickelt, die mit der Richtung, in der ich verantwortlich ſein 
will, nicht im Eiallang ſtebht. Wenn ich in der Reichspolitik die Ueberzeu⸗ 
gung gewinne, daß Mißbräuche und feblerhafte Richt ang vorhanden find, 
dann bin ich berechtigt, unverweilt einzugreifen. Ich gabe eine Leitung in 
dieſer Richtung. Das habe ich aber in Preußen nicht , 
Als Miniſter⸗Präſident habe ich nur eine geſchäft zordnende Leitung, aber 
durchaus kein Verfügungsrecht. Ich kann jahre" ang überzeugt fein, daß 
einer meiner Collegen uicht auf dem Wege ift, ir dem ich verantwortlich fein 
will, ich kann Das aber nicht ändern, außer dir cd) Ueberredung, durch Bitten 
oder durch Majorität im Staatsminiſterium, der ſie ſich im einzelnen Falle 
unterordnen müſſen. Aber ich glaube, daß die Leitung einheitlich nur dann 
fein kann, daß auch die Verantwortun“ nur dann geleiſtet werden kann, 
wenn an der Spitze Jemand ſteht, der berechtigt iſt, durch Verfügung ein⸗ 
re daß zw an eine Waſſe hat und daß ihr Beſitz 
ekannt iſt, ohne daß man in die Y zothwendigkeit käme, fie zur Anwendung 
zu bringen. Mit dieſer Einrichtuy g iſt auch meines Erachtens das Inſtitut 
ſelbſtſtändiger Reichsminiſteriey, immer unter der Leitung eines Premier: 
miniſters gegeben, auf den ein die Verantwortlichkeit fällt. Aber Reichs⸗ 
miniſterien können einen sehr hohen Grad von Selbſtſtändigkeit bewähren, 
aber jo gut wie es in © asgebildeten conſtitutionellen Ländern, z. B. in Eng⸗ 
land der Fall iſt, und ich glaube, daß ſich ſogar diejenigen Inſtitute, die dem 
Reichskanzleramt als ſolchem untergeordnet find, die Poſt⸗ und Telegraphen · 
verwaltung und arch das künftige Reichsjuſtizamt einer ſehr großen Selbſt⸗ 
tändigkeit erfrer en können. Daſſelde Prineip wird alſo auch auf vieles 
leichsjuſtzamt Anwendung finden, daß fpäterhin dieſe Behörde einen noch 
Die Grad, von Selbſtſtändigkeit wie jetzt babe, nicht blos gegenüber dem 
eichskanzle e, ſondern auch gegenüber der heutigen Bureauleitung im Reichs⸗ 
kanzleram e. Auch dabei erwarten wir doch die Entwickelung der Zukunft 
einiger rgaßen ab. Ich glaube, daß der heutige Geſchäftsumfang des Reichs⸗ 
kanzleramtes auf die Dauer für eine einzelne Perſon zu viel fein wird. Sie 
Werden einmal eine Perſönlichkeit von dieſer exceptionellen Arbeitskraft, wie 
die der jetzige Herr Präſident bietet, ſchwer aufzutreiben vermögen und ſelbſt 
für Be mehreren Perſonen wird die Leiſtungsfähigkeit auf die Dauer doch 
zu viel. En 
Wir werden nothwendig dahin kommen, aus dem Reichskanzleramte — 


ich will nicht ſagen im nächſten Jahre, die Zeitbeſtimmung iſt babei gleich⸗ 


gültig — ein Juſtizminiſterium zu entwickeln, welches ſo ſelbſtſtändig iſt, wie 
es ſein kann, wenn überhaupt ein Miniſterpräſident die Verantworkung für 
deſſen Handlungen tragen kann, wir werden ein Finanzminiſterium und ein 
Handelsminiſterium daraus entwickeln können und ferner, wenn Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen in der Verbindung mit dem Reichskanzleramt bleibt, ein Miniſterium 
für Elſaß⸗Lothringen, unter welchem Namen iſt ja gleichgültig, entwickeln. 
Die Grenze der Selbſtſtändigkeit dieſes Reichsminiſteriums liegt ja weniger 
in den Rechten, die der Reichskanzler beanſprucht und beanſpruchen ſoll, wenn 
er ſich nicht ſelbſt unterſchätzt, ſondern ſie liegt in dem e 
Rechte des Bundesſtaates, und das iſt eben viel ſchwieriger, die Miniſterien 
nach der Reichsverfaſſung mit denjenigen Attributen auszuſtatten, die mit 
dem Rechte der verbündeten Regierungen und ihrer Vertretung im Bundes⸗ 
rathe vereinbar find. Ich möchte doch rathen, an dieſen perfaſſungsmäßigen 
Einrichtungen gar nicht oder doch nur ſehr vorſichtig zu rütteln. Der Reichs⸗ 
kanzler iſt ja im Weſentlichen nur Beamter der Executive, er iſt recht eigentlich 
ein Diener Sr. Majeſtät des Kaiſers, von dem er ernannt wird, er hat über 
die Ausführung der Geſetze zu wachen. Hierzu kommt ſehr oft die Her⸗ 
ſtellung neuer Geſetze, ſowie ein erhebliches Quantum der Mitwirkung an 
der Herſtellung von Geſetzesvorlagen, die nominell auf den Reichskanzler 
alt, thatſächlich aber auf den Chef des Reichskanzleramts. Dies Amt, das 
er Reichskanzler ausübt, iſt ja ein ihm verfaſſungsmäßig beiwohnendes, aber 
in allen Fragen der Geſetzgebung hängt es weſenilich ab von dem perſönlichen 
Vertrauen, von dem Anſehen, welches der Reichskanzler im Reichstage und 
im Bundesrathe genießt. n J 

Denken Sie ſich einen mit Mißtrauen betrachteten, und nur von einer 
kleinen Majorität geſtützten Reichskanzler, und Sie werden ein ganz anderes 
Bild haben, als wenn Sie denſelben von der Mehrheit im Reichstage mit 
Vertrauen getragen und unterſtützt finden und ebenſo von den Bundesregie⸗ 
rungen. Das iſt alſo etwas, was nicht nothwendig in der Vekfaſſung liegt 
und der ganze Einfluß, den der Reichskanzler ausübt, kann ja eben ſo gut 
einem mehr oder weniger ſelbſtſtändigen Miniſterium unter ibm zu Theil 
werden. Es konnen 1 unter dieſen Miniſtern Staatsmänner ſein, die dem 
Reichstage und den Bundesregierungen viel ſympathiſcher ſind, als gerade 
die Perſon des Reichskanzlers, und es wird ſich dann ſehr leicht heraus⸗ 
ſtellen, daß ein erheblicher Theil des Einfluſſes auf dieſe populären Miniſter 
fällt, und daß der Reichskanzler ohne deren Unterſtützung nicht fortarbeiten 
kann. Aber ich begnüge mich nur zu ſagen: in der rg des Reichs⸗ 
lanzlers und in den Anſprüchen, die damit verbunden find, liegt in keiner 
Weiſe ein Hinderniß, die Selbſtſtändigkeit der Miniſterien, die dem Reichs⸗ 
kanzler die Verantwortung tragen helfen, ſo weit auszudehnen, wie die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Bundesrathes es irgend zulaſſen. (Beifall links.) 
Wollen Sie aber einen Reichskanzler haben, der Ihnen perſönlich moraliſch 
und zuriſtiſch verantwortlich bleibt, dann müſſen Sie ihm entweder das Ver⸗ 
fügungsrecht geben, perſönlich in die Beſchlüſſe eines Collegiums, fo wie es 
jetzt ſteht, einzugreifen, oder Sie müſſen ihm eine Berechtigung geben, die 
ich nicht annehmen kann, weil ſie in die Rechte Sr. Majeſtät des Kaiſers 
eingreifen würden, nämlich die Entlaſſung eines Miniſters oder höheren Be⸗ 
amten, mit dem er die Verantwortung nicht tragen will, verfaſſungsmäßig 
als ſein Recht zu fordern. Eins von Beiden werden Sie immer bewilligen 
müſſen. Das Erſte aber genügt, um den Reichskanzler in den Stand zu 
ſetzen, ſeiner Verantwortlichkeit entſprechend ſein Amt auszuüben, wenn Sie 
nicht etwa einen unvernünftigen, rechthaberiſchen Reichskanzler haben, der 
ſich in Dinge miſcht, die er nicht verſteht. ; 

Abg. Windthorſt: Für mich iſt der Reichskanzler durchaus nicht das 
Abſtractum, als welches Herr Lasker ihn hingeſtellt 5 ſondern etwas jo 
Coneretes, daß ich wünſchte, wir hätten an Stelle des einzelnen Mannes ein 
Collegium, wie das ſonſt conſtitutioneller Uſus iſt. Nur in Ausnahmefällen 
giebt es Männer, welche allein ein Maß der Verantwortlichkeit zu tragen 
im Stande ſind, wie das jetzt in Deutſchland der Fable In England hat 
unzweifelhaft der Miniſterpräſident einen ſehr erheblichen Einfluß auf ſeine 
Collegen, aber nach Außen iſt doch das Miniſterium in toto verantwortlich 
und die Mittel, einen etwa disharmonirenden Miniſter zu entfernen, liegen 
außerordentlich nahe. Wenn wirklich Reichsminiſterien erforderlich ſind, ſo 
wird man ſolche doch kaum bei dem gegenwärtigen Umfange der Reichs⸗ 
Competenz ohne Abänderung der Verfaſſung erreichen können und dabei 
wird ſich zeigen, wie weit die Einzelſtaaten ſchon verſchwunden find. (Heiters 
keit.) Herr d. Treitſchke hat einmal hier von der Reichsverfaſſung behauptet, 
ſie ſei dem . auf den Leib angepaßt. Das iſt vollſtändig wahr, 
und fällt mir jedes Mal wieder ein, wenn irgend etwas daran verändert 
wird, gleich fühlt ſich der Reichskanzler in feiner Kleidung genirt. (Heiterkeit. ) 
Das wird ihm Niemand verdenken. Ich ſtimme auch darin mit dem Abg. 
Lasker überein, daß das Reichskanzleramt an und für ſich in der Verfaſſung 
gar leinen Boden hat, es hat ſich allmälig zuerſt thatſächlich und nachher 
durch den Fortgang der Geſetzgebung ausgebildet als ein eigener Staat des 
Reichskanzlers und it mächtig geworden mit der kräftigen Entwickelung der 
deutſchen Verhaͤltniſſe, d. h. des Reichskanzlers. Heute ſoll in die Ver⸗ 
waltung dieſes Staates eine Figur eintreten, die zunächſt der erſte vortra⸗ 
gende Rath für die elſaß⸗lothringiſchen Angelegenheiten iſt. Das könnte 
mir nur ſehr angenehm ſein, denn dadurch würde vielleicht der Herr General⸗ 
Procurator Schneegans beſeitigt; aber dann gehört dieſe Stelle in den Etat 
u das Reichsland und nicht in das Reichsbudget. Man hat aber dem 

uſtizamt ſeine Stelle hier zugewieſen, damit es die Juſtizhoheit der Einzel⸗ 
ſtaaten allmälig untergrabe. (Widerſpruch links.) 

Ich habe mich überhaupt gewundert, wie die einzelnen Staaten, die ja 
behaupten, noch zu exiſtiren, in dieſe Bildung überhaupt willigen konnten, 
nur von dem würtembergiſchen Juſtizminiſter hat man, wie die Zeitungen 
melden, ſo eine Art Verwahrung gehört. Es wird auch nicht fehlen, daß 
mit dieſem Juſtizausſchuſſe die Klage des Miniſters von Mittnacht begrün⸗ 
deter noch werden wird als jetzt, daß nämlich die Geſetze hier ausgearbeitet 
und dann ſo ſpat nach Stuttgart geſchickt würden, daß er keine Zeit hätte, 
ſie nech zu prüfen. Das Juſtizamt ſteht mit der Idee und dem Wortlaute 
der Reichsverfaſſung in Widerſpruch, denn die Ueberwachung der Ausführung 


der Geſetze gehört nicht dem Reichskanzleramte, ſondern dem Bundesrathe, 


ſpeciell feinem Juſtiz⸗Ausſchuſſe, und ich bin deshalb der Meinung, daß dieſe 


> Erweiterung des Reichslanzleramtes ſich mit dem Geiſte der Verfaſſung nicht 


berträgl und wir deshalb die Mittel dafür nicht bewilligen dürfen. Wie di 
großen Juſtizgeſetze ohne eine ſolche Behörde möglich geworden, fo ſollte man 
auf dem eingeſchlagenen Wege bleiben. Es war ſo ſchön, neben dem preußi⸗ 
ſchen Juſtizminiſter auch den bairiſchen, würtembergiſchen und badiſchen hier 


zu hören — den ſächſiſchen habe ich leider nicht gebört (Heiterkeit) — warum 


wollen Sie dieſe Männer in Zukunft lahm legen? Ja auch der preußiſche 
Miniſter iſt dabei intereſſirt, denn wenn er mit dem Director des Juſtizamtes 
nicht ſehr eng lürt iſt, jo wird es recht bedenkliche Reibungen zwiſchen beiden 
geben. Eine ſympathiſche Seite der neuen Bildung war für mich die An⸗ 
deutung, daß dieſelbe die Functionen einer Art von Stagtsrath erhalten 
ſoll: wenn dem aber ſo iſt, — warum benennt man die Sache nicht beim 
rechten Namen? £ ; 

Der Präſident des Reichskanzleramts hat mit der ihm eigenen Offenheit 

darauf aufmerkſam gemacht, daß das Juſtizamt erſt nach dem Inkrafttreten 
der Juſtizgeſetze ſo recht wirkſam werden würde. Wer ſagt ihm aber, daß 
jene Geſetze auch in demſelben centraliſirten Geiſte werden vollendet werden, 
in dem ſie eingebracht worden? Und wenn dies wirklich der Fall wäre, ſo 
iſt dann immer noch Zeit genug die Behörde zu creiren. Ich glaube aber auch, 
daß eine ſolche Juſtizabtbeilung nicht in die untergeordnete Lage gebracht 
werden darf, in welcher ſie hier dem Reichskanzleramte, um einen vulgären 
Ausdruck zu gebrauchen, untergeſchoben wird. Es iſt ein Vorzug der neuren 
politiſchen Entwickelung, daß man dahin gelangt, die Juſtiz auch in der Ver ⸗ 
verwaljung ng zu ſtellen. Die Gefahr, daß ſie durch eine ſolche 
Trennung vom Reichskanzleramt von dem Leben abgelöſt werden könnte, iſt 
denn nur eine ſcheinbare. Es iſt allerdings richtig, daß ſeiner Zeit in Preußen 
an der Spitze des Geſetzgebungs⸗Miniſteriums der ausgezeichneſte Juriſt des 
Jahrhunderis ſtand, aber dieſer Mann war durchdrungen von der Ueber: 
zeugung, daß ſeiner Zeit der Beruf zur Geſetzgebung fehle, und wenn ich 
auch in meiner Jugend den emtgegengeiebten Standpunkt Thibaut's theilte, 
ſo gehe ich doch jetzt im Alter in Bezug auf die legislatoriſchen Anlagen der 
Gegenwart noch weit über Savigny hinaus. (Senſation.) Aus allen dieſen 
Gründen muß ich mich zu der hier geforderten Ausgabe für den Director 
und die Räthe des Juſtizamtes ablehnend verhalten. 
Abg. Lasker: Der Abg. Windthorſt hat mit großer Beſtimmtheit von 
der verfaſſungsmäßigen Befugniß des Bundesrathes und ſeinen Obliegen⸗ 
heiten geſprochen und es ſchien, als hätte er nur die Worte der Verfaſſung 
vorgetragen. Nun ſteht aber in der Verfaſſung gerade das Gegentheil. 
(Hört! Hört! links) Die Verfaſſung ſagt an der Stelle, wo es ſich um den 
Bundesrath handelt: Der Bundesrath hat zu beſchließen, wenn er Mängel 
in der Geſetzgebung wahrnimmt. In der Denkſchrift iſt nun kein Wort 
darüber enthalten, daß das neue Amt derartige Beſchlüſſe faſſen ſoll. Auch 
die Deutung, als wenn der Bundesrath dieſe Function hätte, iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, denn es heißt im zweiten Artikel ganz klar: „Dem Kaiſer ſtehe die 
Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze und die Ueberwachung der 
Ausführung er zu.“ Und dies nimmt es wabr durch die Verant⸗ 
wortlichkeit des Reichskanzlers. Für Jeden, der die Verfaſſung geleſen hat, 
iſt esb ganz deutlich, daß dies ein Theil der Functionen des Kaiſers iſt, 
welche er durch den Reichskanzler ausübt. Der Abg. Windthorſt nannte 
dann das Reichskanzleramt einen Stab des Reichskanzlers und führte auf 
dieſe Weiſe wider Willen aus, daß Art. 17 gerade jo zur Anwendung kom⸗ 
men ſoll, wie die Verfaſſung es ausſpricht. Immer an die Grenzen der 
Verfaſſung zu erinnern, iſt zwar eine einſeitige, aber nicht zu tadeln, wenn 
ſie gewiſſenhaft geübt wird; Herr Windthorſt aber benutzt jede Gelegenheit, 
um jeden einzelnen ſüddeutſchen Miniſter mit der Ian Cenſur nach 
Hauſe zu ſchicken (Heiterkeit.), daß dieſelben nicht die Rechte der Einzelſtaaten 
wahrnehmen. Er erläßt Anklagebriefe nach München, Stuttgart, Dresden 
bald in witziger, bald in ernſter Form. Aber ſo ernſte Dinge muß man mit 
Kenntniß der Dinge vornehmen (im Centrum: Oho!) oder ſoll ich anneh⸗ 
men, daß der Herr Windthorſt wider beſſere Kenntniß die Verfaſſung aus⸗ 
gelegt hat? Ich kann doch nur annehmen, daß ihm in dieſem Augenblicke 
dieſe Verfaſſungsbeſtimmungen nicht im Kopfe geweſen find. (Heiterkeit.) 

Nein, meine Herren, jene Miniſter haben mit Recht dem Reiche gegeben, 
was des Reiches iſt. Der Kaiſer fol die Ausführung des Geſetzes über: 
wachen: dazu braucht er Organe. Die Miniſter der Einzelſtaaten ſind nicht 
Organe des Kaiſers, wozu ihn der Abg. Windthorſt machen möchte, wenn 
ſie an der Ueberwachung theilnehmen ſollen, und deswegen muß ein ſolches 
Organ hergeſtellt werden. Mein Streit mit dem Vorſchlage der Regierung 
beſteht nur darin, ob die verfaſſungsmäßigen Organe eine anderweite Stel⸗ 
lung zu der oberſten Reichsbehörde erhalten, oder ob fie dlos eine Ahthei⸗ 
lung des Reichskanzleramtes ſein ſollen. Ich muß aber erklären, daß die 
heutigen Auslaſſungen des Herrn Reichskanzlers mir auf's Aeußerſte be⸗ 
friedigend geweſen find. Ich habe ſelbſt anerkannt, daß mit dieſen Aemtern 
nicht etwa rücklings eine Ausdehnung der verfaſſungsmäßigen Competenz herbei⸗ 
geführt werden, ſondern ich will innerhalb der verfaſſungsmäßigen Grenzen den 
Aemtern eine ſelbſtſtändige Stellung gegeben werde. Und wenn der Herr 
Reichskanzler dies für die Zukunft als möglich in Ausſicht geſtellt hat mit 
dem von mir gebilligten Vorbehalt, daß dadurch in keiner Weiſe die leitende 
Politik des Reichskanzlers gekreuzt werden ſoll, ſo ſind wir ein Stück weiter 
gekommen in der Organijation. Wenigſtens in den loyalen und verfaſſungs⸗ 
mäßigen Beſtrebungen für das Reich ſtimmte ſogar der Herr Abgeordnete 
Windthorſt darin überein, daß, wenn ein Juſtizamt einmal hergeſtellt wer⸗ 
den ſoll, es den Intereſſen und Bedürfniſſen des Landes entſprechender 
wäre, wenn es ſelbſtſtändig ſei. Ich habe dem Abgeordneten Windthorſt 
nachgewieſen, daß ein ſolches Juſtizamt durchaus verfajlungsmäßig und legal 
im und ich hoffe deshalb, daß er dereinſt mit der jelbititändigen Organiſation 
deſſelben zufrieden ſein wird. Als wir das Strafgeſetzbuch vereinbarten, 
wurde es zweifelhaft, welche Strafgeſetze der einzelnen Länder neben dem⸗ 
ſelben beſtehen bleiben dürften und die Frage kam ſchließlich ſehr zum Nach⸗ 
theil des Reiches und wenig zum Anſehen des betreffenden Einzelſtaates zum 
Austrag, indem der oberſte ſächſiſche Gerichtshof ein derartiges Geſetz als nicht 
beſtehend neben dem Reichsgeſetz erkannt hat. 

Damals verſprach der Herr Reichskanzler, daß eine Sammlung der neben 
dem Reichsſtrafgeſetzbuch noch zu Recht beſtehenden Strafgeſetze der Einzel: 
ſtaaten werde veranſtaltet werden. Dieſe Sammlung iſt bis heute nicht er⸗ 
ſchienen. Das nenne ich eine Ueberwachung der Geſetze in dem Sinne, wie 
ſie die Verfaſſung durch den Kaiſer ausgeübt haben will und die Sorge da⸗ 
für kann allerdings weder dem Reichskanzler aufgebürdet werden, noch dem 
Präſidenten des Reichskanzleramts, ſondern dazu 7 0 eben ein Amt, wel⸗ 
ches nach dem Zeugniß des Herrn Windthorſt jelbit ſo felbititändig wie mög⸗ 
lich gemacht werden ſoll. Nach der Denkſchrift Toll die Abtheilung keine 
überwiegend geſetzgeberiſche Behörde ſein, ſondern es iſt ein großer Theil 
von Verwaltungs⸗Angelegenheiten ſchon heute als zu dieſem Reichsjuſtizamt 
gehörig bezeichnet. Haben Sie nicht mit mir Klage geführt über das Ver⸗ 
haͤltniß des Gefängnißweſens in Deutſchland? Sie waren mit mir überein⸗ 
ſtimmend der Anſicht, daß hierüber Beſtimmungen getroffen werden müſſen. 
Die Ausführung derſelben muß von irgend einem Organe überwacht werden 
und in der Verfaſſung ſteht, die Ueberwachung fällt dem Kaiſer zu unter 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers. Der heute angeregte Gedanke verſtößt 
nicht gegen den Geiſt der Verfaſſung und ich freue mich, daß nach der Auto: 
rität des Reichskanzlers wir zur Erwartung berechtigt ſind, es werde mit der 
Bildung ſolcher ſelbſtſtändiger Organe vorgegangen werden, ſobald die Noth⸗ 
wendigkeit ſich herausſtellt, gerade ſo wie die Verfaſſung es will. Ich werde 
alſo keinen Anſtand nehmen, der jetzigen Forderung meine Zuſtimmung zu 
geben, nur freut es mich, daß ich es jetzt mit beruhigterem Gewiſſen thun 
kann, als es vorhin der Fall geweſen wäre. (Beifall.) 

Abg. v. Kardorff: Vor einigen Jahren wurde von mir und meinen 
Freunden ein Antrag auf Errichtung von Reichsminiſterien an das Haus 
gebracht, ich will dieſe Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, ohne zu er⸗ 
klaren, daß wir uns dieſelben niemals anders gedacht haben, als der Reichs⸗ 
kanzler hier dargelegt hat. Keineswegs ſchien uns die völlige Gleichſtellung 
der preußiſchen Ministerien ein günſtiges Vorbild für das Reich zu ſein, aber 
wir müſſen wünſchen, daß jeder Minister ſich voll und ganz der Verantwort⸗ 
lichkeit bewußt werde, welche er an der Spitze ſeines Reſſorts N tragen hat. 

Abg. Windthorſt: Ich habe wohl erwartet, daß ſich der College Lasker 
ſehr ereifern würde, denn ich habe ihn geſtoßen, wo er am empfindlichſten 
iſt. (Heiterkeit.) Er will die Entwickelung des Reiches ge raſch zum 
Einheitsſtaate bin, ich das Gegentheil, und von meinem Standpunkte aus 
ſteht die ins Auge gefaßte Neubildung mit dem Geiſte der Verfaſſung in 
Widerſpruch, und ſie entſpricht auch in der That 28 dem Sinne derſelben. 
Der Bundesrath darf nicht allein über Mängel der Geſetzgebung beſchließen, 
ſondern er nimmt auch Theil an der Aufſicht über die Ausführung der Ge⸗ 
ſetze. Das geht ſchon aus dem föderalen Charakter des Reichs hervor, der 
jedem Gliede deſſelben die Initiative zu Anträgen geſtattet, welche auf die 
Ausführung der Geſetze Bezug haben. Ich muß wiederholen, daß man in 
der Verfaſſung gar nicht an ein Reichskanzleramt gedacht hat, um ſo mehr 
bleiben alſo meine Bedenken gegen die Erweiterung deſſelben beſtehen. 

Abg. Dr. Braun: Es i dinlänglich bekannt, wie der Abg. Windthorſt 
ſeiner Seit dem Zuſtandekommen der Bundesverfaſſung alle möglichen Schwie⸗ 
rigkeiten bereitet hat, es nimmt mich daher nicht Wunder, daß er ſie, da ſie 
doch zu Stande gekommen, nun in ſeinem Sinne zu interpretiren ſtrebt, aber 
das ſollte ihn doch nicht dazu führen, da wo der Buchſtabe klar ſpricht, 
den Geiſt der Verfaſſung mit der Laterne des Diogenes zu ſuchen. (Heiter- 
keit). Art. 7 der erfaflung ſchreibt ja ganz deutlich vor, was die Aufgabe 


des Bündesrathes iſt, und Art. 17 befagt ſeht deutlich, was zu den Aufga⸗ 
ben des Kaiſers gehört. Nun bin ich zweifelhaft, ob wir nicht, wenn es ſich 
um die Einrichtung von Reichsminiſterien handelt, die Verfaſſung modifieiren 
müßten, aber das ſteht ja gar nicht in drag Herr Windthorſt ruft uns 
ſtets Bi „Sie wollen den Einheitäjtaat.” Woher weiß er denn das? Ger 
ſagt haben wir's nicht, und Motive unterzulegen, iſt nach parlamentariſcher 
Sitte nicht zuläſſig. Meinem Geſchmack entſpricht allerdings der Einheits⸗ 
ſtaat mehr, aber wir haben ehrlich mit den Einzelſtaaten praktirt, und wer: 
den unſern Pakt halten. Die Frage nach dem Berufe der Gegenwart zur 
Geſetzgebung iſt in jüngſter Zeit mehrfach ventilirt worden. Herr Windthorſt 
ſoll in ſeiner Jugend auf des ſeligen Thibaut Seite geſtanden haben, was 
mich auch gar nicht wundert, denn damals handelte es ſich um die Landes⸗ 
geſetzg ebung, heute, wo die Geichsgeſetzgebung in Frage ſteht, iſt er conſe⸗ 
quenter Weiſe Hyper⸗Savigny. (Große Heiterkeit Er iſt da in ſeiner Art 
anz ebenſo offenherzig als Herr Delbrück, der ihm das Compliment mit 
Kun und Recht zurückgeben könnte. Aber wie ſtand es denn früher mit den 
leinſtaaten zur Zeit des ſeeligen deutſchen Bundes? Sie waren ſeine He⸗ 
loten und mußten ſich nolens volens den Earlsbader Beſchlüſſen und allem 
fügen, was ihnen oftroyirt wurde. (Zuſtimmung.) Und was wären fie heute 
ohne Preußen? Ein Spielball zwiſchen Oeſterreich, Rußland und Frankreich, 
der nur die Wahl hätte, in welcher Sauce er geröſtet werden wollte. Es 
wäre die richtige Souveränität des Rheinbundes, die ihnen bevorſtände, aber 
fie find klug genug, dieſem Ideale nicht nachzujagen. (Lebhafter Beifall.) 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen, und die Ausgabe für das Reichs⸗ 
Juſtizamt gegen die Stimmen des Centrums, der Polen und Elſäſſer bewilligt. 

Um jedem Zweifel vorzubeugen, ob die Bewilligung nach Titeln die 
Michsregierung und den Rechnungshof nicht auch an die einzelnen Poſitionen 
bindet, aus denen ein Titel ſich zuſammenſetzt, erklärt Präſident v. Forcken⸗ 
beck, daß er von Poſition zu Poſition abſtimmen laſſen wird. Dieſe ſchein⸗ 
bar nur formelle, in ihren Wirkungen aber ſehr bedeutſame Frage, weil 
von ihrer Entſcheidung die Uebertragbarkeit der einzelnen Poſitionen abhängt, 
regt alle Autoritäten der Budgetberathung wie der Geſchäftsordnung, auch 
die Abgg. Simſon und v. Bennigſen zu Aeußerungen an, die ſchließlich in 
der vom Präſidenten adoptirten Bewilligungsform von Poſition zu Poſition 
eine Erledigung findet, die dem Hauſe durchaus zuſagt. Am Tiſche des 
Bundesrathes ſcheint man für den Vortheil der freien Bewegung bei der 
Bewilligung nach Titeln nicht unempfänglich zu ſein. 

Die Herausgabe der Monumenta Germaniae historica fol im nächſten 
Jahre mit 30,000 Mark, ſtatt wie 1874 mit 12,000 Mark unterſtützt wer⸗ 
den. Abg. v. Schulte wünſcht eine handlichere Ausgabe überhaupt, eine 
neue Edition der beiden erſten Bände der leges nach dem neueſten Stande 
der Wiſſenſchaft, eine erleichterte Zugänglichkeit der Quellen für jüngere Hi- 
ſtoriker und die Mittheilung des neuen Statutes, auf dem das Unternehmen 
fortan ruhen ſoll. Abg. Dr. Braun fragt, ob Profeſſor Waitz an die Spitze 
der Commiſſion geſtellt werden ſoll, und ob ſein Gehalt bereits in jenen 
30,000 Mark mitbewilligt iſt. Präſident Delbrück kann dieſe Fragen ſämmt⸗ 
lich nicht bejahen; in Bezug auf das gewünſchte Statut kann er nur ſagen, 
daß es erſt jetzt dem Bundesrathe zur Beſtätigung vorliegt. 5 

Zu Tit. 12 (18,000 Mark für Ueberwachung des Auswanderungsweſens) 
beantragt Abg. Duncker: den Reichskanzler aufzufordern, über die bisherige 
Tbätigkeit des Reichscommiſſars zur Ueberwachung des Auswanderungs⸗ 
weſens einen Bericht vorzulegen. Abg. Kapp wünſcht auch über das Ver⸗ 
hältniß der directen zur indirecten Auswanderung Auskunft zu erhalten, die 
jedoch der Reichscommiſſar für das Auswanderungsweſen zu gewähren nach 
der Anſicht des Präſidenten Delbrück durchaus nicht die geeignete Perſon 
iſt. Die Reichsſchulcommiſſion (3600 Mark) hat, wie Präſident Delbrück 
dem ge Meitermeyer erklärt, dazu beſtimmt die Anſtalten von Jahr zu 
Yabr feſtzuſtellen, welche die Berechtigung zum einjährigen Dienſt ertheilen 
önnen. 

Bei Tit. 15 incluſive wird die Berathung um 5 Uhr bis Donnersta 
11 Uhr vertagt. (Petitionen, Wahlprüfungen, verſchiedene kleinere Anträge) 


Berlin, 1. December. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
General⸗Major z. D. Cruſſus, bisher Commandeur der 5. Feld⸗Artillerie⸗ 
Brigade, den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Gar⸗ 
niſonverwaltungs⸗Director, Rechnungs⸗Rath Heinicke, bisher in Mainz, 
jetzt in Köln, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem 
Landrath Freiherrn von Zedlitz⸗Neukirch zu Waldenburg und dem 
Caſtellan des Schloßtheaters in Charlottenburg, Fi ing, den Rothen Adler⸗ 
Orden fe EIN dem Kreisgerichts⸗Secretair a. D. und früheren Land⸗ 
und Stadtgerichts⸗Rath Klotzſch zu Nieder⸗Schönhauſen bei Berlin den 
Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; dem Kronprinzlichen Kellermeiſter 
Rüdiger zu Berlin das Kreuz der Inhaber des Königlichen Haus⸗Ordens 
von Hohenzollern verliehen. 

Se. Majeität der König hat dem Generalmajor von Randow, Director 
des Großen Militair⸗Waiſenhauſes zu Potsdam und Schloß Pretzſch, den 
Königlichen Kronen⸗Orden Fe Klaſſe mit dem Stern; dem Secretair und 
Kalkulator Damm beim Großen Militair⸗Waiſenhauſe zu Potsdam und dem 
Lehrer Zarnack beim e zu Schloß Pretzſch den 
Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Lehrer Kohlhardt beim Großen 
Alt eren zu Potsdam den Königlichen Kronen⸗Orden vierter 

aſſe verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den Regierungsrath von Tzſchoppe aus 
Stade zum Ober⸗Regierungsrath und Ngenen reden dae 51 
nannt; den practiſchen Aerzten Dr. Simon Freund in Gleiwitz, Pr. 
Leder zu Lauban und Dr. Wuth zu Hannover, ſowie dem Gräflich Stol⸗ 
bergſchen Phyſicus Dr. Haun in Roßla den Charakter als Sanitätsrath ver⸗ 
liehen; dem Regierungs⸗Secretär Robert Haegmann in Danzig bei ſei⸗ 
nem Ausſchetden aus dem Stagtsdienſte den Charakter als Rechnungs⸗Rath 
beigelegt und den bisherigen Fürſtlich lippiſchen Auditor und Rechtsanwalt 
Ludwig Quentin zu Lage, der von der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu 
Bochum getroffenen Wahl gemäß, als beſoldeten Beigeordneten dieſer Stadt 
auf die geſetzliche Amtsdauer von zwölf Jahren beitätigt. 

Der practiſche Arzt Dr. Haberling zu Striegau iſt zum Kreis⸗Phyſicus 
des Weſt⸗Sternberger Kreiſes mit dem Wohnſitz in Reppen ernannt worden. 
Die Beförderung der ordentlichen Lehrer Dr. Paech am Eliſabeth⸗Gymna⸗ 
ſium zu Breslau, Peiper und Suckow beim Magdalenen⸗Gymnaſium da⸗ 
ſelbſt, Seyler und Warſchauer am Johannes⸗Gymnaſium daſelbſt, Dih m 
bei der Realſchule am Zwinger daſelbſt und Gauhl an der Realſchule zum 
heiligen Geiſte daſelbſt zu Oberlehrern iſt genehmigt worden. Am Gymnaſium 
in Erfurt iſt der ordentliche Lehrer Dr. Bernhardt zum Oberlehrer beför⸗ 
dert worden. — Die Eiſenbdahn⸗Hauptlaſſen⸗Buchhalter, Rechnungs⸗Rath 
Schüler in Hannover und Crone in Elberfeld ſind zu Eiſenbahn⸗Haupt⸗ 
kaſſen⸗Rendanten ernannt und dem Erſteren die Stelle eines ſolchen bei der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn in Elberfeld, dem Letzteren bei der Weſtfäliſchen 
Eiſenbahn in Münſter verliehen worden. 

Dem Ingenieur G. Hambruch zu Berlin iſt unter dem 27. November 
d. Is. ein Patent auf eine Matritzen⸗Setzmaſchine auf drei Jahre ertheilt 
worden. — Dem Profeſſor Dr. Wilhelm Klinkerfues zu Göttingen iſt 
unter dem 27. November 1874 ein Patent auf ein Hygrometer auf drei 
Jahre ertheilt worden. — Den Maſchinenfabrikanten H. Eulenberg und 
Moecke zu Mülheim bei Cöln iſt unter dem 27. November 1874 ein Patent 
auf eine Kuppelung für Eiſenbahnwagen auf drei Jahre ertheilt worden. 

Berlin, 1. Decbr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahmen heute Vormittag um 10% Uhr die Vorträge der Hofmarſchälle, 
des Polizei⸗Präſidenten v. Madai und den des General⸗Lieutenants 
v. Stoſch entgegen. Um 11 Uhr fanden militäriſche Meldungen im 
Beiſein des Prinzen Auguſt von Würtemberg, des Gouverneurs und 
des Commandanten ſtatt. Darauf nahmen Se. Majeftät die Monats? 
rapporte des Regiments der Gardes du Corps, des 1. Garde⸗Regl⸗ 
ments zu Fuß und des 1. Garde⸗Feld⸗Artillerie⸗Regiments entgegen 
Um 11% Uhr fand der Vortrag des Milicabinets ſtatt. 

Am Freitag, den 4. d. Mt., Nachmittags 5 Uhr gedenken, Se. 
Majeſtät Sich zur Hofjagd nach Hubertusſtock zu begeben und am 
Sonnabend, Abends nach 8 Uhr, hierher zurückzukehren. ] 

[Se. Kaiferlihe und Königliche Hoheit der Kron pre 
ſtattete geſtern Vormittags 11% Uhr Sr. Kaiſerlichen Hobel lags ä 
Großfürſten⸗Thronfolger von Rußland einen Beſuch ab. Rs w 
unternahmen Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten 121 
prinz und die Kronprinzeſſin mit Sr. Kaiſerlichen Hoheit 
fürſten eine längere Spazierfahrt und erſchienen um der 
Familientafel bei Ihren Majeftäten. Abends beſuchte 
mit dem Großfürſten⸗Thronfolger die Vorſenangeen en 
und im Circus Renz und geleitete Hochſidenſelben Abe Reichbanz.) 
zur Verabſchiedung nach dem Oſtbahnhofe. dauer. — Die 

Berlin, 1. December. [Die Seſſien en Landtag. 
Bantfrage, — Vorlagen für den preußisch 
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Die Eiſe 
jetzt von den Officiöſen offenbar zu dem Zwecke debattirt, um darzu⸗ 
Hun, daß die Regierung nicht an der Verzögerung der Arbeiten ſchuld 

Um Uebrigen werden bereits jetzt durch eine förmliche Ueberarbeir 
lung der Abgeordneten alle Anſtrengungen gemacht, um die wichtigſten 
Vorlagen, namentlich des Budget in den noch disponiblen 15 bis 16 

isungen zu erledigen, inzwiſchen zweifeln namentlich die ſeit vielen 
Jahren in Parlamenten thätigen Mitglieder daran, daß trotz alledem 
der Schluß der Seſſion bis Weihnachten zu ermöglichen fein werde. 
— Die Verhandlungen über das Bankgeſetz nehmen größere Dimen⸗ 
ſonen als man bei aller Vorbereitung auf die erforderlichen Erörte⸗ 
tungen vermuthen konnte, es iſt daher noch gar nicht abzuſehen, 
wenn es moͤglich ſein wird, die Bankfrage wieder in Fluß zu 
bringen, welche deshalb keinen beſtimmten Einfluß mehr auf die Dauer 
der Seſſion behalten mochte. Man wird getroft annehmen können, 
daß die Seſſlon des Reichstages bis Ende Januar währen wird. — Die Vor⸗ 
lagen, welche dem preuß. Landtage zugehen ſollen, werden deſſen bevor: 

ehende Seſſion zu einer der bedeutungsvollſten machen. Auch das 
Cultusminiſterium iſt mit ſeinen Vorbereitungen dazu bereits ziemlich 
weit gediehen. Es iſt als ſicher anzuſehen, daß eingebracht werden: 
ein Entwurf, betreffend die Staats⸗Aufſicht über die Verwaltung 
des Kirchen Vermögens, und ein Entwurf, welcher die Verwal: 
tung des localen Kirchen: Vermögens der katholiſchen Gemeinden 
durch gewählte Kirchenräthe und Gemeinde Vertreter regelt. — 
— Die Petitionscommiſſtion des Reichstages hat heute wieder über 
die Tariffrage verhandelt und beſchloſſen nach dem Antrage des Refe⸗ 
tenten Abg. von Rabenau die Petitionen dem Reichskanzler mit der 
Aufforderung zu überweiſen: Die Frage der Eiſenbahntarif⸗Reform 
einer eingehenden Prüfung durch Delegirte der Landwirthſchaft, des 
Handels und der Induſtrie unterziehen zu laſſen. Der Schlußſatz des 
urſprünglichen Antrages des Referenten „und dieſer Delegirten⸗Ver⸗ 
ſammlung ſachverſtändige Auskunftsperſonen der Eiſenbahn⸗Branche 
als Beirath beizugeben“ würde, iſt abgelehnt und dagegen ein Antrag 
des Abg. Struckmann angenommen worden, wonach Delegirte von 
Eiſenbahn⸗Verwaltungen der fraglichen Commiſſion als gleichberechtigte 
Mitglieder beigegeben werden ſollen. 

[Der Grafentitel unterſagt.] Das „Berl. Tagebl.“ ſchreibt: 
Dem Sohne des Grafen Harry v. Arnim, welcher ſowohl in 
feinem Offizierspatent, als auch in der officiellen Rang⸗ und Quartier⸗ 
lite als „Graf“ bezeichnet if, wurde vor einigen Tagen in Folge einer 
Requiſition, die Seitens des Auswärtigen Amtes an das Heroldsamt 
ergangen war, die Führung dieſes Titels unterſagt. Bisher wurde 
jeder ſogenannte Erbgraf, d. h. derjenige Sohn, der nach dem Ableben 
des gräflichen Vaters in deſſen Adelswürde einrückt, anſtandslos als 
Graf titulirt. Daß man juſt in dieſem Augenblick den jungen Herrn 
von Arnkm, und zwar auf Veranlaſſung des Auswärtigen Amtes recti⸗ 
feirt, wird nicht verfehlen, Aufſehen zu erregen. 

Dortmund, 28. Nov. [Verurtheilung.] Die „Dortm. Ztg.“ berichtet: 
Der katholiſche Pfarrer Fleiſchhauer zu Huckarde war wegen Vergehens wider 

e öffentliche Ordnung angeklagt, weil er den bekannten Harten des Bi⸗ 
ſchofs von Paderborn vom 14. März d. 3: am 22. ej. m. in der Kirche vor 
der verſammelten Gemeinde öffentlich verleſen hat. Die königliche Staats⸗ 
anwaltſchaft hob beſonders hervor, daß dieſer Hirtenbrief am Königs⸗Geburts⸗ 
lage verleſen worden. Dies konnte jedoch nicht genügend unter Beweis ge⸗ 
ſeellt und deshalb bei Zumeſſung der Strafe nicht in Betracht gegvoen wer⸗ 
den. Der Gerichtshof erkannte den Angeklagten des ihm zur Laſt gelegten 
Vergebens ſchuldig und verurtheilte ihn zu 14 Tagen Feſtungshaft. 
£ ünſter, 1. December. [Wahl.] Nach officieller Feſtſtellung 
t der Reichstags⸗Abgeordnete v. Hereemann (Centrum), welcher in 
olge feiner Ernennung zum Regierungörath in Merſeburg fein 
de niedergelegt hatt, im Wahikreiſe Münſter⸗Kösfeld wiedergewählt 
orden. 
2 + Dresden, 30. November. [Profeifor Heinze und fein 
Urtheil zum Arnim'ſchen Proceß. — Stadtverordneten- 
wahl. — Die Dresdner und die Plauener Handels- und 
Gewerbekammer. Vereinigung ſocialdemokratiſcher 
Blätter. — Ein ehrenwerther Mann. — Waſſermangel.] 
Die foöderaliſtiſche „Reichszeitung“ hierſelbſt bringt allein den Auſſatz 
des Geh. Hofrathes Profeſſor Heinze über die Unwahrſcheinlichkeit einer 
ure ale des Grafen Arnim aus der „Ausgsb. Allg. Ztg.“ zum 
Abdruck. Daß Profeſſor Heinze in Heidelberg ſich zu einem fo früh: 
zeitigen Urtheil im Arnim ſchen Prozeß ohne Grundlage eines genü⸗ 
genden Beweismaieriald hat beſtimmen laſſen. nimmt hier, wo man 
ſeine abſprechende Art aus ſeinem Auftreten als Vertreter der leip⸗ 
Uger Univerſität in der erſten Kammer kennt, nicht Wunder. Ob er 
mit ſeinem jetzigen Auftreten bei feinen früheren ariſtokratiſchen Kam: 
mercollegen, den von Erdmannsdorf, von Zehmen, Graf Hohenthal de., 
welche ihm eine gründliche Abneigung offen genug bezeigten, mehr 
Werihſchätzung finden wird, wiſſen wir nicht. — So viel man hört, 
ft die Regierung durchaus nicht geneigt, dem Verlangeu der Leipziger 
tadtverordneten⸗Verſammlung nach ihrer Selbſtauflöſung anders als 
gusnahmsweiſe die Genehmigung zu ertheilen, da fie mit ihrer An⸗ 
cht auf dem geſetzlichen Boden zu ſtehen behauptet. Da Chemnitz 
und Dresden die gleiche Abſicht wie Leipzig hegen, um ihren vielen, 
100 der neuen gemeindegeſetzlichen Beſtimmung zum Bürgerrecht ge⸗ 
Mpten Einwohnern gerecht zu werden, fo konnte vielleicht nur ein 
gemeinſamer Proteſt der drei Städte Eindruck auf die Regierung 
achen, woran aber nicht zu denken iſt. Dieſelbe wird um ſo ſicherer 
bei ihrer Anſicht beharren, als die conſervative Geſinnung der kleine⸗ 
ten Städte nur einer Drittelerneuerung der Stadtverordneten Ver: 
ſammlungen günftig geſtimmt iſt. — Die Dresdener⸗ Handelseund Ge⸗ 
werbekammer hat ſich vom deutſchen Handelstage unter dem Vorgeben 
osgeſagt, daß ihren Vorſchlägen niemals die gehörige Beachtung ge: 
ſchenkt werden. Seitdem der als trefflicher Volkswirth hinlänglich be⸗ 
unntte. Dr. Rentzſch vom Secretariat der Kammer zurückgetreten, macht 
ch eine merkliche Abweichung von deren früherer Haltung bemerkbar. 
Ain rückhaltloſeſten verharrt in der bisherigen freifinnigen Bahn die 
Uauener Handels- und Gewerbekammer. Nach jüngfigmahm ſie die 
Kabgenheit wahr, mit aller Entſchiedenheit gegen eine in der erſten 
5 Amer gefallene wegwerfende Aeußerung des Kammerherrn von 
andedannsdorf über ihre Haltung Verwahrung einzulegen. — Nach 
etweitigem Vorbilde haben ſich jetzt die ſocialdemokratiſchen Blätter 
Dresdener Volksbote“ und „Chemnitzer Freie Preſſe“ zuſammenge⸗ 
115 und erſcheinen ſie bei gleichem, und im localen und Inſeraten⸗ 
meint etwas veränderten Inhalte und mit verändertem Kopfe gemein: 
ö Chemic in der ſocialdemokratiſchen Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei zu 
ralh 1 0. — Ein ſchönes Beiſpiel von Bürgerſinn hat der unverhei⸗ 
; er Tbſorbene Herausgeber des „Crimmitſchauer Anzeiger und Tage⸗ 
0 hieme, gegeben, indem er ſein mühſam erworbenes Vermögen 
Wa ‚000 Thaler der Stadt Crimmitſchau zur Erziehung von 
| a vermacht hat. Müde der Kämpfe mit den ihn im Crimmit⸗ 
Nur 7 zund Bauernfreund“ anfeindenden Socialdemofraten, 
dach 9 ſe 1 in letzter Zeit an einen anderen Buchdrucker ver⸗ 
Wer d a dem Erzgebirge erſchallen immer lauter die Klagen 
den Com andauernden Waſſermangel, bei einer ohnehin herrſchen⸗ 
rwerbeſtockung macht er ſich um fo drückender fühlbar. 
0 on esden, 1. December. [Zuſtimmung.] Der Artikel der 
rbdeutſchen Allgemeinen Zeitung“ über die in den „preußischen 
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nbahntarife.] Die Frage wegen der Seſſionsdauer wird Jahrbüchern enthaltenen 
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Politik wird vom „Dresdener Joural“ mit der Bemerkung abgedruckt, 
daß es dem Artikel in allen Beziehungen vollſtändig beitrete. Das 
„Dresdener Journal“ erklärt dabei, daß es nicht daran gedacht habe, 
eine politiſche Partei oder ein hervorragendes Mitglied einer ſolchen 
für den Artikel in den Jahrbüchern verantwortlich zu machen. Po⸗ 
litiſche Tendenzen vermuthe es bei dem Verfaſſer jenes Artikels nicht. 
Der Verfaſſer deſſelben ſei nicht in einer den maßgebenden Kreiſen 
Sachſens näher ſtehenden Perſönlichkeit zu ſuchen, ſondern der Artikel 
rühre wohl von einem Manne her, der vielleicht während ſeiner 
Thätigkeit in Sachſen nicht die Anerkennung gefunden habe, die er 
für ſich in Anſpruch nehmen zu dürfen glaubte. 

Bamberg, 30. Novbr. [Advokat Titus, ] ehemals Mitglied 
des Frankfurter Parlaments und des Stuttgarter Rumpfparlaments, 
ein treuer Anhänger der Volkspartei, iſt heute dahier geſtorben. 

München, 29. November. [Preßproceſſe.] Die vor dem hieſigen 
Schwurgerichte geſtern verhandelten Anklagen gegen den Landtags⸗ 
Abgeordneten Mahr, Stadtpfarrer zu Ebermanſtadt und Haupt des 
extremen Theiles unſerer ultramontanen Partei, wegen Beleidigung 
des Landrichters und des Gerichtsarztes zn Ebermanſtadt, begangen 
durch die Preſſe, entrollte, gleich früheren Gerichtsverhandlungen gegen 
dieſen Prieſter, wieder ein troſtloſes Bild der Zuſtände in dem ge: 
nannten oberfränkiſchen Städtchen und überhaupt der geſammten 
Pfarrei des Herrn Mahr. Es erſcheint geradezu unerllärlich, wie die 
geiſtliche Oberbehörde einem ſolchen Mann noch länger ein Pfarramt 
anvertrauen kann und faſt möchte man annehmen, daß Diejenigen 
Recht haben, welche behaupten, das erzbiſchöfliche Ordinariat würde 
den Pfarrer Mahr längſt ſeines Amtes entſetzt haben, wenn es den⸗ 
ſelben und das von ihm fanatiſirte Landvolk nicht zu fürchten 
hätte. Die Schwurgerichts⸗ Verhandlung dauerte mit Unter: 
brechung der Mittagsſtunden von 8 Uhr bis Nachts nach 12 Uhr 
und endete, wie ſchon durch den Telegraphen mitgetheilt, damit, 
daß die Geſchworenen nach kaum viertelſtündiger Berathung der 
Anklage entſprechend, die drei Hauptfragen bejahten. Die Staats⸗ 
behörde beantragte eine Geſammtſtrafe von 1 Jahr Gefängniß, wäh⸗ 
rend der Vertheidiger meinte, es ſollte eine Haft von 20 Tagen nicht 
überſchritten werden. Der Gerichtshof verurtheilte den Angeklagten 
bekanntlich zu 8 Monaten Gefängniß und Tragung der nicht unbe⸗ 
deutenden Koſten. Der Gerichtshof war der Anſicht, daß kein Milde⸗ 
rungs⸗, wohl aber der Erſchwerungsgrund vorliegt, daß Herr Mahr 
ſchon ſo oft wegen Beleidigung verurtheilt wurde. — Wohl in keiner 
Stadt Deutſchlands exiſtirt eine ſolche Schmutzliteratur in Form von 
Tagesblättern als in der baieriſchen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. Zu 
dieſen Blättern, welche ihre Spalten mit dem erbärmlichſten Klatſch 
und ſeandalöſen Injurien füllen, gehört die „Neue Freie Volkszeitung“, 
welche dieſer Tage dem oberbaieriſchen Schwurgerichtshofe Anlaß zu 
einer Verhandlung gab. Durch Urtheil des Schwurgerichtshofes wurde 
der Verleger des genannten Blattes zu einer 10 monatlichen, Redacteur 
Kleſſinger zu einer 14% monatlichen und Redacteur Mayrhofer zu einer 
Amonatlichen Gefängnißſtrafe verurtheilt. 

Conſtanz, 28. Nov. [Ein Abſagebrief.] Die „Conſt. 3.“ 
veröffentlicht heute eine angekündigte Erklärung des Dr. F. Biſſing. 
Dieſelbe lautet wie folgt: ; 

„Karlsruhe, 26. Nov. Nachdem ich in Folge von Differenzen, deren 
Gegenſtand eingehend in der Preſſe erörtert worden iſt, der ultramontanen 
Partei den Rücken gekehrt habe, iſt es meine entſchiedene Abſicht, in dem 
Kampfe unſerer Tage auf Seite des Staates und ſeiner Geſetze Stellung zu 
nehmen, eine Richtung, welche in der „Conſt. Ztg.“, bei welcher ich ſeit eini⸗ 
gen Wochen als Mitarbeiter thätig bin, mit ſo gutem Erfolge ihre Vertretung 
findet. Ueberzeugt, daß lediglich die Anerkennung und Befolgung der Staats⸗ 
geſetze das letzte und einzige Ziel des Kampfes ſeitens der oberſten Behör⸗ 
den des deutſchen Reiches, wie unſeres engeren Vaterlandes Baden bildet, 
kann ich mit um ſo lebhafterer Theilnahme den Beſtrebungen der liberalen 
Partei mich anſchließen, als ich vor meinem Rücktritt von der Leitung des 
„Bad. Beobachters“ der „katholiſchen Volkspartei“ den eindringlichen Rath 
gegeben hatte, auf die damals näher bezeichnete Art den Frieden zwiſchen 
der Staats⸗ und Kirchen⸗Gewalt herzuſtellen. Verhöhnt wegen meiner fried⸗ 
lichen Richtung und vor die Alternative geſtellt, entweder unbedingt der 
kriegeriſchen Parole Folge zu leiſten oder von der Leitung des erſten Organes 
der Partei zurückzutreten, 5 ich nur der Stimme der Pflicht und Ueber⸗ 
zeugung Gehör gegeben und eine Sache verlaſſen, die nicht mehr die meinige 
jein konnte. Indem ich die Anſicht theile, daß ſämmtliche dogmatiſche Recht: 
habereien nicht den Werth haben, um ihretwegen, wie die Ultramontanen 
wollen, noch länger den Frieden und das Glück des engeren und weiteren 
Vaterlandes aufs Spiel zu ſetzen, und in der ferneren Ueberzeugung, daß 
eine angemaßte Sonderſtellung neben dem Geſetze auf Duldung keinen An⸗ 
ſpruch machen darf, trete ich dem Kreiſe gleichgeſinnter Männer bei und 
werde beſtrebt ſein, in meiner journaliſtiſchen Thätigkeit dem Vertrauen der 
freiſinnigen und ſtaatstreuen Bürger zu entſprechen. Dr. Ferd. Biſſing“. 


Provinzial-Beitung. 


Breslau, 2. December. [Angekommen:] Ihre Excellenz Frau Gräfin 
von Widmann⸗Sedlnitzki a. Wien. Frau Marquiſe D'Abzac de Maja: 
a. Dyhernfurth. Ihre Durchlaucht Prinzeſſin Marie v. Kongoucheff a. 
Petersburg. (Fremdenbl.) 

Gerücht.] Aus Warmbrunn wird dem „Boten“ geſchrie⸗ 
ben: Es geht an unſerem Orte das Gerücht von einer Unterſuchung, 
in die ein hochgeſtellter gräflicher Beamter gerathen ſein ſoll. Da uns 
nähere, verläßliche Nachrichten über die Sachlage zur Zeit noch fehlen, 
ſtehen wir von weiteren Angaben für heut ab und beſchränken uns 
auf die Mittheilung des bloßen Gerüchts, das bereits von Mund zu 
Mund geht. 4 


0 Breslau, 1. December. [Feuer⸗Rettungs⸗Verein.] Die ordent⸗ 
liche Haupwerſammlung fand geſtern Abend im Saale des Cate restaurant 
ſtatt. Die Rechnungslegung ergab folgendes Reſultat: Einnahme incl. Be: 
tand vom vorigen Jahre (8. December 1873) betrug 267 Thlr. 12 Thlr. 

usgaben 131 Thlr. 4 Sgr. 1 Pf. Die Unterſtützungskaſſe iſt incl. Zinſen 
auf 450 Thlr. 5 Sgr. 9 Pf. geſtiegen. Die Rechnungs⸗Reviſoren batten 
Nichts zu erinnern, und wurde dem Kaſſenwart Herrn Goldarbeiter Dobers 
Decharge und Dank für die ſorgfältige Führung der Bücher ertheilt. — Die 
Mitgliederzahl beträgt gegenwärtig 176. Davon find 17 Ehrenmitglieder, 
9 anderweitig bei Feuern beſchäftigte, 6 zur Zeit auswärtige Mitglieder. Die 
I. Abtheilung (Steiger) zählt 32, die II. Abth. (Bergungsmannſchaften) 62, 
die III. Abth. (Wachtmannſchaften) 50, in Summa 144 bei Feuern thätige 
Mitglieder. — Die Feuerwehr iſt bis geſtern 171 Mal allarmirt worden. 
Der Feuer Rettungs⸗Verein war bei den Feuern am 13. Mai Neue Tauen⸗ 
zienſtraße 40, 23. Mai Breiteſtr. 28024, 22. Juni Siebenhufenerſtr. 4, und 
18. September an den Mühlen thätig. Der Feuer⸗Rettungs⸗Tag wurde am 
20., 30., 31. Auguſt in Hirſchberg abgehalten und haben die Mitglieder des 
Vereins reges Intereſſe dabei gezeigt. Die Wahl ergab folgendes Reſultat: 
Zum Director wiederum Herr Stadtrath Becker, zu deſſen Stellvertreter 
Hauptlehrer Dobers; zu Vorſtandsmitgliedern die Herren Inſpector Adolph, 
Goldarbeiter Dobers, Kaufmann R Aſſiſtent Geiſer, 
Seilermeiſter Hahnewald, Turnlehrer Hennig, Zinngießermſtr. Krüger, 

abrikant Meinecke sen., Klemptnermſtr. Jul. Scholz, Zahnarzt Schröder, 

aths⸗Secretär Weſtram und neu Secretär Liebich gewählt. Sämmtliche 
Anweſenden der Gewählten nahmen die Wahl dankend an. Zu Rechnungs⸗ 
Reviſoren wurden durch Acclamation die Herren Mohr, Pick und Schiff 
Io Ein Antrag des Vorſtandes die Vereins⸗Armſchilder umzuändern, 


and allgemeinen Beifall und wird dem Vorſtande das Weitere in dieſer 
a überlaſſen. Das Stiftungsfeft des Vereins joll am 9. Februar 
feſtlich begangen werden. 
„ % Landeshut, 1. Decbr. [Bürgermeiſterwahl.] Heute 
wurde Herr Beigeordneter Pfuhl, gegenwärtig zu Rawicz, mit 14 
gegen 2 Stimmen zum Bürgermeiſter hieſiger Stadt gewählt. 


Orgel.] Auch bei uns ſind die Wahlen für die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung durchgängig in regierungsfreundlichem Sinne ausgefallen. Für 
die Ausgetretenen ſind folgende gewählt worden: Apotheker Hoffmann 
und Kaufmann Herzog; wiedergewählt: Bleichereibeſitzer Fiehring und 
Gerbermeiſter Wachſell. Allgemein aufgefallen iſt es, daß ſämmtliche hie⸗ 
fige jüdiſchen Mitbürger, die an der Wahl Theil nahmen, und unter uns 
allgemeine Achtung genießen, und ſonſt ſtets auf Seiten der liberal⸗prote⸗ 
ſtantiſcheu Einwohnerſchaft geſtanden haben, dem ultramontanen Candidaten 
ihre Stimme gegeben haben, und wir ſuchen vergeblich nach einem 
Grunde, um bdeeſes Verfahren uns erklärlich zu machen. — Am 17. 
dieſes Monats ſoll dos Guſtav « Adolph = Feit des bieſigen Zweig⸗ 
vereins gefeiert werden und bei dieſer Gelegenheit zugleich unſere nunmehr 
fertige und geſchmackvoll ausgeſtattete Orgel, die wir an unſeren Sonn⸗ und 
Feſttagen nunmehr ſchon ſeit 4 Monaten ſo ſchmerzlich vermißt haben, ein⸗ 
geweiht werden. Alle Sachverſtändigen ſtimmen darin überein, daß das neue 
vom Herrn Orgelbauer Schlag aus Schweidnitz hergeſtellte und von dem 
Vergolder Herrn Meiendock aus Frankenſtein verzierte Orgelwerk in Ma⸗ 
ſchinerie, Klangfülle und Ausſchmückung ein vorzügliches ſei. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 1 

Verſailles, 1 Decbr. In der heutigen Sitzung der National⸗ 
Verſammlung wurde Buffet mit 348 Stimmen zum Präſidenten ge⸗ 
wählt. 205 Stimmzettel waren unbeſchrieben. — Wie verlautet, 
dürfte die Botſchaft des Marſchall-Präſidenten wegen einiger darin 
vorgenommener Abänderungen erſt am Donnerstag eingebracht werden. 

Verſailles, 1. Dec. Nationalverſammlung. Zu Vicepräfidenten 
wurden gewählt Martell mit 422, Benoiſt Azy mit 327, Kerdrel mit 
287 Stimmen. Bei der Wahl des vierten Vicepräſidenten erhielt 
Audiffret Pasquier (rechtes Centrum) 267, Rampon (linkes Centrum) 
247 Stimmen. Morgen erfolgt die Berathung über die Geſetz⸗ 
entwürfe der Organiſirung der Cadres der Armee und das hohere 
Unterrichtsweſen. 

Brüſſel, 1. Decbr. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer kündigte der Abgeordnete Defuiffaur an, daß er die Regie: 
rung über einige Fälle, in denen das Geſetz über die Auslieferungen 
und Ausweiſungen zur Anwendung gelangt ſei, zu interpelliren beab⸗ 
ſichtige. Die Berathung der Interpellation wurde auf Freitag feſt⸗ 
geſetzt. 

London, 1. Decbr. Das Befinden des Premiers Disraeli hat ſich 
erheblich gebeſſert. — Der ſeitherige türkiſche Admiral Hobart Paſcha 
iſt mit dem Range eines Capitäns wieder in die engliſche Marine 
zurückgetreten. — Die Berg: und Hüttenarbeiter von Wigan erheben 
auf's Neue die Forderung, daß ihnen der frühere Lohnſatz gewährt 
werde. — Die Manufacturfabrikbeſitzer von Sheffield haben, um der 
auswärtigen Concurrenz entgegenzutreten, den Lohn für die Hand⸗ 
arbeit herabgeſetzt. — Die „Daily News“ melden unter dem geſtri⸗ 
gen Tage aus Wien, der engliſche Botſchafter in Konſtantinopel, Sir 
Harry Elliot, habe ſich bei der Pforte über das Wiederzunehmen des 
Sclavenhandels in den türkiſchen Beſitzungen in Afrika beklagt, worauf 
der Großvezier die Anordnung wirkſamer Maßregeln zur Unterdrückung 
zugeſagt habe. 

Petersburg. 30, November. Die Rückkehr des Kaiſers ſteht in 
den nächſten Tagen bevor. Die Verzögerung der Heimreiſe ſoll der 
Rückſicht des Kaiſers für den leidenden Zuſtand des Grafen Alexander 
Adlerberg zuzuſchreiben fein, welcher als Miniſter des kaiſerlichen Hauſes 
und Chef des kaiſerlichen Hauptquartiers den Kaiſer nach Livadia be⸗ 
gleitet hat. — Alle Nachrichten aus dem Innern, ſoweit die Tele⸗ 
graphenverbindungen reichen, melden übereinſtimmend, daß der Ver⸗ 
lauf der ſoeben ſtattgehabten erſten Aushebung nach dem Geſetze der 
allgemeinen Wehrpflicht ein durchaus günſtiger geweſen iſt. In allen 


Claſſen hat ſich ein überraſchendes Verſtändnſß für die Wichtigkeit 


des neuen Geſetzes gezeigt, und ſtellt man daſſelbe jetzt ſchon dem 
kaiſerlichen Decrete über die Aufhebung der Leibeigenſchaft an die Seite. 

Kopenhagen, 1. Dec. In der heutigen Sitzung des Folkething 
brachte der Finanzminiſter einen Geſetzentwurf ein, durch welchen die 
S Speciesmünzen als Zahlungsmittel verboten 
werden. 

Montevideo, 30. November. Nach hier eingegangenen Nach⸗ 
richten hat der Inſurgentengeneral Mitre einen Unterhändler nach 
Buenos⸗Ayres geſchickt, um über feine Unterwerfung unter die Re⸗ 


gierungsgewalt zu verhandeln. 
Rio de Janeiro, 30. Noobr. Nach Mittheilungen der hiefigen 


Journale aus Boenos-Ayres hat am 15. d. M. in der Nähe von La⸗ 


verde eine dreiſtündige Schlacht zwiſchen Mitre und den Regierungs⸗ 
truppen unter dem General Arias ſtattgefunden, deren Ausgang un⸗ 
entſchieden blieb. Die Regierungstruppen hatten einen Verluſt von 


400 Todten und Verwundeten, der Verluſt der Inſurgenten war nicht 


bekannt. 


Berlin, 1. December. 
ſtand zu ſtoßen, weitere Fortſchritte gemacht und hätte entſchieden eine ganz 
andere Ausdehnung annehmen müſſen, wenn nur die Actionsfähigkeit der 
Börſe überhaupt eine beſſere wäre. Die Börſe giebt ſich der unde 
Anſchauung voll hin, kann dies aber nicht mehr durch die That zum Aus⸗ 
druck bringen, denn dazu fehlt ihr aus Gründen, die wir ſchon ſeit Jahr 
und Tag klar zu legen die Aufgabe hatten, die Kraft. Man ſieht nur noch 
Operationen à la baisse für 


Mangel einer gegentheiligen Strömung auch von ſolchen Unternehmungen 


Früchte nicht ernten zu koͤnnen und ſchränkt daher die geſchäftlichen Trans⸗ 


actionen immer mehr ein. In dieſer Weiſe erklärt ſich denn auch die Gleich⸗ 


gültigkeit, mit der die Börſe die Fortentwickelung der Verhältniſſe des allge 


meinen Geldverkehrs verfolgt, und der fataliſtiſche Gleichmuth, mit dem ſie 
die ſich mehrenden Anzeichen einer progreſſiven Vergrößerung der Spannung 
hinnimmt; in dieſer Weiſe erklärt es ſich ferner, daß jo wichtige Ereigniſſe, 
wie es im Augenblick die erneute Erhöhung der Bankrate in London 
iſt, ſcheinbar ſpurlos an der Börſe vorübergehen und daß dieſelben ſo⸗ 
gar eine fait gegentheilige Wirkung, als ſie ihrer Natur nach haben 
mußten, hervorrufen können. Es iſt dies eben eine Folge der außerordent⸗ 
lichen Reſerve, der ſich die Speculation unterwirft und die ihr am wenigſten 
erlaubt, & la baisse vorzugehen. Ob eine Erhöhung des Discontos ſeilens 
der Preußiſchen Bank, die man für die nächſten Tage mit voller Gewißheit 
glaubte vorausſetzen zu dürfen, die Contremine zu erneuter Thätigkeit auf⸗ 
rufen wird, bleibt vorlaufig noch offene Frage. An Abgebern fehlt es ſchon 
jetzt nicht, der Mangel an Käufern aber dürfte auch dann noch nicht gehoben 


ſein. Trotz mannigfacher Coursreductionen iſt die Börſe heute nicht matt 


zu nennen, in den tonangebenden Effecten waren aber die Umſätze äußerſt 
gering. Die Speculationswerthe veränderten kaum ihre Courſe und blieben 
im Nipeau ihrer geſtrigen Notirungen. Oeſterr. Creditactien gingen verhält⸗ 
nißmäßig am regſten um. Disconto⸗Commandit 177, ult. 17 677 
Dortm. Union 31, ult. 31½ 30, Laurahütte 134%, ult. 134%. Die 
auswärtigen Staatsanleihen zeigten ſich feſter, nur öſterr. Papierrente war 
eher offerirt. Oeſterr. Silberrente gut behauptet, 1860er Looſe anziehend und 
begehrt, Türken beſſer auf auswärtige Notirungen, Ital. unverändert, Amerik. 
geſchaͤftslos, Ruſſ. Werthe feſt aber ſehr ſtill, nur Pramienanl. gefragt. Preuß. und 
andere Deutſche Fonds feſt oher ſehr ſtill, beſonders die lezteren Prioritäten 
blieben meiſt unverändert, inheimiſchen waren eher matt, dagegen zeigten 
ausländiſche im Ganzen ( dere Phyſiognomie; als belebter können wir 
nennen Anhalter, Stettin. Oberſchleſiſche 4 proc. 
bahnactienmarkte beſchränkte ſia, f 

ie rheiniſch⸗weſtfäl. Deviſen waren Anfangs feit, ließen dann aber nach, 
Leipziger und Rheiniſche B.-Actien belebt, Potsdamer reger und gut bes 
auptet, Rumänen feſter, Breſt⸗Grajewo ſteigend, ebenſo 0 

ahn beachtet. Bankactien ſehr ſtill, Preußiſche Bodeneredit niedriger, desgl. 
Quiſtorp, Danziger Bankverein geſucht, Producten⸗ und Handelsb. anziehend. 
W panete meiſt außerhalb des Verkehrs, Cgeſtorſf niedriger, Union 

ebers belebt und höher, Görlitzer Eiſenbahnbed., Balt. LU 


Die Coursreduction hat heute, ohne auf Wider⸗ 


ewinnbringend an, muß aber fürchten, aus 
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am Sonnabend ab loco > M 
der Actionäre der Poſen⸗Creutzburger Eisenbahn f ia 


es Aufſichtsraths wieder 


tenen General⸗Verſammlu 
wurde ein Baubericht vorgelegt. 
die ſtatutenmäßig ausſcheidendeu vier Mitgliede 
und für drei vacante Stellen die Herren Stadtrichter a. D. Berger, R 
eg Wulfsheim und Rittergutsbeſitzer Klenker neu zu Auſſichtsräthen 


Berliner Börse vom 1. December 1874. 
Wechsel-Course. [Bei der heulte bier ſtattgehabten 


tamm - Actien. 
72 ı 1873 f. rämienjcheine] 


Hamburg, 1. December. 
Serien⸗Ziehung der Köln⸗Min dener 
wurden folgende Serien gezogen: 130, 144, 674, „ 

521, 1682, 1684, 1807, 1853, 1994. 2094, 2775, 3224, 3304, 3641, 3651, 
3752, 3760, 3766. 

London, 1. December. [Bei der heutigen Wollauction] waren 
fehlerhafte Wollen weichend, andere Sorten behauptet. 


Berlin, 1. December, [Produetenbericht.] 
wiewohl in den 


Berlin-Hamburg. .|12 


E 
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= 


BSHBERESERB! 


0 waown 


lich feſte Haltun 


lich lebhaft geworden. — Noggenme 
chen Anerbietungen etwas beſſer beza 
Termine in recht feſter H 


Preiſen keine weſentli 
8 Angebot war ſehr ſpärlich. Loco iſt der Umſaß ziem⸗ 
behauptet. — Weizen iſt bei ſchwa⸗ 
) Hafer loco und auf 
f altung. — Nüböl hat ſich im Werthe wieder etwas 
gebeſſert. — Spiritus ſetzte ziemlich feſt ein, ermattete aber ſchließlich wieder. 
Weizen loco 55—70 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
ordin. gelber — Thlr. bez., gelber — Thlr. bez., inländiſcher — Thlr. bez., 
weißer poln. — Thlr. ab Bahn bez., vr. December 60% Thlr. bez., per 
e - Thlr. bez., pr. Zanuar⸗Februar — Rchmk. b 
April⸗Mai 187—187% Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 187% 
pr. Juni⸗Juli — Rchmk. bez. — Gekündigt 18,000 Etnr. 
60% Thlr. — Roggen pro 1000 Kilogr. loco 5158 ½ Thlr. nach Jua⸗ 
gefordert, neuer ruſſiſcher 511 —52½ Thlr. bez., geringer ruſſiſcher — 
lr. bez., inländiſcher 56 —58 Thlr. ab Bahn bez., geringer inländiſcher — 
Thlr. bez., poln. — Thlr. bez., pr. December 51 Y—514—51% Thlr. bez., 
pr. December Januar — Thlr. bez., pr. Frühjahr 148148 ½ Rchmk. bez., 
Gekündigt 8000 Ctur. Kündigungspreis 

Gerſte loco 51—58% Thlr. nach Qualität gefordert. 
Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 54—64 Fhlr. nach Qualität gefordert, böhmi⸗ 
ſcher — Thlr. bez., oſtpreußiſcher 58 —62 Thlr. bez., weſtpreußiſcher 58—62 
Thlr. bez., neuer ruſſiſcher 55—58% Thlr. bez., ſchleſiſcher — Thlr. bez., 
ungariſcher und galiziſcher — Thlr. bez., pommerſcher 61—63 Thlr. ab Babn 
bez., uckermärker 61—63 Tblr. ab Bahn bez., pr. December 60%,—60% 
Thlr. bez., per Frühjahr 172-1724, 
% Rmk. dez. — Gekündigt — Cinr. 
Thlr. — Sgr. — Erbſen: Kochwaare 66 —78 Thlr. 
bez., Futterwaare 61—64 Thlr. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. 
unverſteuert cl. Sack 97 —9 Thlr., Nr. 0 und 184-8 Thlr. — Roggen⸗ 
mehl Nr. 0: 87 —8 4 Thlr., Nr. 0 und 1 7%—7% Thlr. bez. — 
genmehl Nr. 0 und 1: pr. December 7 Thlr. 20 Sgr. bez., pr. December⸗ 
anuar — Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar 22,8 Rmk. bez., pr. Februar⸗ 
r. März⸗April — gchmk. bez., pr. April⸗Mai 22,2 


Kür: 
Raps — Thlr., Rübſen — 
per 100 Kilo netto loco 18 Thlr. bez., mit 
Faß — Thlr. bez., per December 18 —18 ½ Thlr. bez., pr. Januar⸗Fe⸗ 
bruar — Rchmk. bez. per April⸗Mai 57— 57,3 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 
58 Rchmk. bez., pr. September⸗October 61 Rchmk. bez. 
Kündigungspreis — Thlr. — Leinöl loco — Thlr. bez. — Petroleum per 
100 Kilo. incl. Faß loco 8% Thlr. dez., pr. December 7% —7 / Thlr. 
bez., pr. December⸗Januar — Kchmk. bez., pr. Januar⸗Februar — Rchmk. 
Gekündigt — Barrels. Kündigungs⸗ 


Spiritus pr. 10,000 Liter loco „obne Faß“ 18 Thlr. 22 Sgr. bez., „mit 
Faß“ pr. December 18 Thlr. 21—2421 S 
Thlr. bez., per Januar⸗Februar 56,1 —56,4—56,1 Rchmk. bez., pr. Februar: 
er 2 95 90 ag a 0h 5808 8 De 1 50 
uni 58,858, mk. bez., pr. Juni⸗Juli mk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 
N Rchmk. bez. Gekündigt — Liter. 3 g 


— — — 
Fonds- und Geld-Course. 
Freiw. Staats- Anleihe 


— 
= 
Ss 


sg nv. 


Hige. « 
Staats-Schuldscheine. . 
Präm,-Anleihe v. 1805 5 
Berliner Stadt-Oblig. dk - 
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Handelsbilanz Frankreichs.] Der bekannte National:Decone 
und Statiſtiker in Frankreich, Leon Say, hat auf Grundlage der Handels 
ftatiftit Frankreichs von den 
blick gewährt in die wirthſch 
rankreich geleiſteten Kriegsentſchädigun 
; öſung des Räthſels, wie 
Krieges und der Milliardenzahlung ſo 
zum geringen Theil in Vermehrung der Arb 


22 
2er SS rere 


December⸗Januar — 
—188 Rchmk. bez., 


) abren 1867 bis 1873 eine 
Kündigungspreis 


n intereflanten Ein 
lichen Wirkungen des Kri 5 


eges u da 
an erſieht darau 

urchtbare Erſchütterung des 

eſteben können, nicht 


Pfandb 


Kur- u. Neumärk, , 
Pommersche 


an 
ar 
Bas: 
28 


Westfal. u. Khein. 4 


Rentenbriefe, 


ı a tößerer Sparſamkeit zu 
ſuchen iſt. In den Jahren 1872 und 1873 hat ſich nicht nur trotz der Ver⸗ 
minderung der Bevölkerung die Einfuhr ꝛc. um je 400 Millionen Fr. 
1869, ſondern auch die Ausfuhr ꝛc. um 700 und 850 Millionen 
ieſe günſtige Handelsbilanz mag wohl auch neben anderen U 


2 


pr. Mai⸗Juni 147 Rchmk. bez. 


Cöln-Mind.Prämiensch. 34% 


h. 40 Thir.-Loose Ziehung. 
Badische, 35 Fl.-Loose 4114 ba, 
Braunschw. Präm.-Anleihe 234% etbz 
Oldenburger Loose 41% B 


G1174G|Fremd.Bkn. 90 % bz 


do, Silbreld. 96%, bz 
13% ba|do. Y4-Guld. 96 8 
rials .5.18% G Kuss. B 


den dem jetzt ſtarken Rüdjtrömen der Edelmetalle nach 
Erklärung dienen. Frankreich ſoll jetzt nach Say bereits, trotz der 5 Milliarden, 
wieder einen größeren Vorrath an Edelmetallen beſitzen, als es vor dem 
wie das ja auch aus den Stat 


Frankreich mit zut 


D 


Rumän. Eisenbahn] 39], 
SchweizWestbahn| 13, Kriege gehabt hat: 


Bank von Frankreich bekannt geworden. 


[Die „Zeitſchrift für Gewerbe 
des Oberſchleſiſchen berg ⸗ und h 


usberd i et 
niet pr. i n er sveröffentlichungen d 
Rchmk. bez, pr. Mai⸗Juni —17 I 
. erh: andel und Volkswirthſchaft, Organ 
Kündigungspreit üttenmännifchen Vereins ß en 
Frantz zu Beuthen O.⸗S., enthält in Nr. 47 vom 28. Nove 
.J.; Geſetzgebung, Juſtiz, Verwaltung (zum Haftpflichtgeii 
keſſel⸗Exploſtonen. — Beförderung von Zündhütchen auf der 
Oberſchleſiens Berg⸗ und Hüttenwerke (gräflich Schaffgotſch ſche Zinkhütten. 
— Ein Wort über Errichtung von Hüttenſchulen. — P 
aus Oberſchleſien: Königs: und Laurahütte, Redenhü 
Fuſion der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ und 


Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-A 


——— — — 


Hypotheken-Certifioate. 


Krupp’schePartial-Obl.,5 
Unkb. Pfb.d, Pr. Hyp.-BIA½ 100% bz 
Deutsche Iyp.-BK.-PIb.4½. RU G 
Kündbr. Cent.-Bod.-Or. 4% 100 bz 


kärz — Rchmk. bez., 
Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 22,2 Rchmk. bez. 


9 
bir. nach Qualität. — Rüböl 
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* 
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hule zu Tarnowitz. — 
burger Bahn. — Reichseiſenbahn⸗Verwaltung. — ſerſtraßen 
Nachrichten. — Zum böhmiſchen Kohlenverkehr: Von der ſäͤchſiſch⸗öſterreichi⸗ 
Auſſig, Wien. — Zur ruſſiſchen Zolltarifreviſion. 

Berg⸗, Hütten: und Salinenweſen. — G. Hörold⸗ 
Karte der Bergwerke und Hütten in Oberſchleſien.) — Anzeigen. 
„Deutſcher Arbeiterſreund.“ b 
Poſt⸗ und Eiſenbahnſtatiſtik der Welt. — Verhandlun 
tags. — Umſchau (aus Berlin, Breslau, Glogau.) — 


nenen 


Canal⸗ und Waſſerſtraßen⸗ 


Rechte O.-U.-Bahn] 6 N 
ſchen Grenze; aus Taplitz, 
— Literatur (3Ztſchr. f. d. 


* Seen 


Kündb.Hyp,-Schuld.do. 
Hyp.Anth. Nord-G.-C. B. 
Pomm. Hypoth.-Briefe 
Goth. Präm. Pf. I. Em. 


do. 5% Pf. rkzlbr. ml 100 


Gekündigt — Etnr. 


Inhalt: Die böhmiſche Kohle. — 
n des deutſchen Reichs ⸗ 
ur Leichenverbrennung 


AngloDeutsche BKI 7 
Allg.Deut.Hand.-G| 9 
Berl, Bankverein.|18 
Berl, Kassen-Ver.|293], 
Berl. Handels-Ges.|12%, 
Berl. Prod,-Makl.B| 81% 
do. Prod.-u.Hdls. B.] 2,97 
Braunsehw. Hank 8% 
Bresl. Dise.-Bank|10 


e 


= 


Meininger Präm. - Pfd.'4 bes, 25 April⸗Mai SE Rchml. bez. 


Je Nn Erd Faß. o Breslau, 2. Dechr., 9% Ubr Vorm. Der Geſchäftsverlehr an 


heutigen Markte war ſchleppend, bei reichlichem Angebot und niedrigeren 


nur billiger verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 5% 
„gelber 5% bis 6% Thlr., feinſte Sorte über Notiz veza 
Roggen in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., feinſte 
Sorte über Notiz bezahlt. 
wa vernach 


Pfdb.d.Oest.Bd.-Cr.-Ge. o bez., pr. December⸗Januar — 


7 
Schles. Bodener. Pfndbr.5 1 
4% 94 


do. 0. 1 
Südd. Bod.-Cred.-Pfdb.5 [102 
Wiener Silberpfandbr.!514! 70% bz 


Bresl. Maklerbank[30 
Bresl. Mkl.-Ver.-B.] 7 
Br. Pr.-Wechsl.-E·12 


Bresl. Wechslerb. 12 Kündigungsreis — Thlr. — S 


Courſe und Börſennachrichten. 
er Wolff 's Telegr.⸗Bureau.) 
Frankfurt a. M., 1. December, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
rourſe.] Londoner Wechſel 119%. Pariſer do. 95%. Wiener do. 106%. 
ef. Ludroigebahn 132. Böhm. Weſtbadn 206% t 
248%, Eiijabethbahn 199. Nordweſtbahn 146%. 
Oberheſſen 71%. Oregon —. 
Ruſſen 1872 —. 
1860er Looſe 1066. 1864er Lvoſe —. 
Grazer 82. Amerikaner de 1882 


Ausländische Fonds. 
Oest. Süberrente. 4 


läſſigt, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., weiße 5% bis 
iger, vr. 100 Kilogr. 5% —5 % bis 6 Thlr. 

ee 

Wicken ſehr ſeſt, pr. 

Lupinen ohne 

4½ bis 5 Thlr. 


el 
& egrapbiihe, 
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do. Lott.-Anl. v. 60.5 ee Creditbk.|15 


do. Credit-Loose 
do. 64er Loose ..|- 
Russ. Präm.-Anl, v. 645 

> 


do, do. 1866% 
do. Bod.-Ored.-Pfdb. . ö 
Russ.-Pol. Schatz - Obl.|4 
Poln. Pfandbr. III. Em.|4 
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Deutsche Bank 


Deutsche Unlonsb. 91 Zufuhr, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 5% Thlr., blaue 


Bohnen unverändert, pr. 100 Kilogr. 7% bis 7% Thlr. 
Mais hoch gehalten, pr. 100 Kilogr. 4½ bis 5% Thlr. 
Qelſaaten unverändert. 
Schlaglein in ruhiger Haltung. 
Per 100 Kilogramm netto in 
Schlag⸗Leinſaat 
Winter⸗Raps 
Winter⸗Rübſen 
Sommer⸗Rübſen 


Napskuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 77—79 Sgr per 50 Kilogr. 

Leinkuchen unverändert, ſchleſiſche 108 —110 Sgr. per 50 Kilogr. 

Kleeſaat — hoch gehalten — neue rothe ordinäre 12—13 Thlr., 
mittele 134 — 1374 Thlr., feine 14—14 7 Thlr. 
50 Kilogr., — weiße wenig zugeführt, ordinäre 15— i 
Thlr., hochfeine 19% —21 Thlr. pr. 50 Kilogr. 
Thymothee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 50 Kilogr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der k 
Sternwarte zu Breslau. 
Nachm. 2 U. | Abos. 10 U. 


2-824 


Elbthalbahn —. Credit⸗Actien“) 23944. 
Ruſſ. Bodencredit 90%. 
Ungar. Schatzw. 90%. 
97%. Darmſtädter Bankverein 385%, 
Deutſch⸗onerr. 8714. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 80%. Brüffeler Bank 106%. 
Frankf. Bankverein 84%. 


Geuossensch. - Bk. 10% 


2 


Goch. Grundered. BI 91 
Hamb. Vereins-B. 13 


— 
2390909938 
an 


do. Wechslerbant 83. 
Hahn Effectenbank 116 


Berliner Bankverein —. 
Nationalbank 1050. Meininger Bank 97 

Continental 91%. Süd. Immobil.⸗Geſellſchaft —. 
Looſe —. Rockford 16%. Rhein⸗Nabe⸗Bahn —. Schiff ſche Bank —. Neue 
Ungarlooſe 95%. Köln⸗Minden⸗Looſe —. Engliſche 
Schleſ. Vereinsbank —. 
Neue ungar. Schatzb. 88%. Still, matt. 


Thlr., Sgr., Pk. 
Französische Rente . u 
Ital. Tabak-Öblig. . . .|6 
Raab-Grazer 100 Thlr. L. 4 
Rumänische Anleihe 8 
Türkische Anleihe. . .|5 
Ung. 5% St. Eisenb.-Anl. lo 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Thlr.-Loose 1214 B 
Türken Loose Ziehung. 
—— ——  ——————— 


Eisenbahn-Prioritäts-Actien. 


a 


S 


E 


Leip. Cred.- Aust. 15 
Luxemburg. Bank 12 


Ruſſiſche Anleihe —. 
Wechslerbank —. Meininger Looſe —. 
Looſe —. Baubank —. 
*) per medio refp. ver ultima. 
Bei geringem Geſchäft wenig feſt, Lombarden matt. 
Nach Schluß der Börfe: 
321, Lombarden 136%. 


mo 

2 a 
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Nordd, Bank 13 
Nordd. Grunder. B. 134 
Oberlausitzer Bk.] 83/10 
Oest. Cred.-Actien]18%, 
Ostdeutsche Bank 8 
Ostd. Produet.-Bk.] 8 
PosnerProv.-Bank| 6 
Preuss. Bank-Act. 13 ½ 
Pr.-Bod.-Or.-Act. B. 15 
Pr- Cent.-Bod.-Or.] 9% 
Sächs. B 60 % 1.8.|12 
Sächs. Cred.-Bank|13 
Schl. Bank. - Ver. 14 
Schl. Centralbank|13 


— 


twas feſter. Creditactien 240% , Franzoſen hochfeine 15% Thlr. pr 
fef Franzoſ 16 Thlr. müttle 17—18 
Hamburg, 1. December, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] 
Staats⸗Prämien⸗Anleihe 109. 
1860er Looſe 107. 3 
Italieniſche Rente 66%. Vereinsbank 124. 
Em Norddeutſche Bank 147. 

Anglo⸗deutſche Bank 46. 
Dortmund. Union —. 
66 er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. 
Rhein. Eiſenbahn⸗ 
Disconto 4½ pCt. 


London lang 20, 28 Br., 20, 22 Gd., London kurz] W 
d., Amſterdam 172, 00 Br., 171, 20 Gd., Wien 182, 

aris 80, 85 Br., 80, 45 Gd., Petersburger Wechſel 
280, 25 Br., 278, 25 Gd., Frankfurt a. M. 169, 45 Br., 168, 85 Gd. 

Hamburg, 1. Decbr. 


22222 


Thlr., feine 18 —19 


* 


brapahn Beſterreich. Ereditactien 
do. Hess. Nordbahn 


* 


Lombarden 294. 
hütte 133%. Commerzb. 
Provinzial⸗Disconto⸗Bank — —. 
che Landmannb. — —. 
> Ser Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 
Amerikaner de 1882 93. 

Sen „ Vctien 136. 


Univerſitäts⸗ 


Luftdruck bei 0° 


. 4½% 100 % 8 Thüringer Bank 14 


S D SAD 


do. nee V. Wiener Unionsb. 6 Bergiſch⸗Markiſche 
Halle-Sorau- Guben giſch ſch 
Hannover -Altenbekenſa½ — — 


Kehren nn. 


Berliner Bank . . 14 
Berl. Lomb.-Bank 11%, 
Berl. Makler-Bank 11 
Berl. Wechslerbk.| 0 


Da —23*̃ 2222 


N. M. Staatsb, I. Ser. 


„ Y 7 FC una nah Paz ²ĩ˙ͤ3—᷑Tʃʃũ T——ꝓ0ð—:: . ee a 
00 DE, 100 00 0, Breslau, 2. Dec. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 4 M. 20 Cm. U. B. Di. — Em. 
ä —Vv-— — — — — — 


—,ñ̃ñ mt — — — — £ 
. Limbach im Königreich Sachſen erließ 
de Woge el nde Bekanntmachung: „Auf 
Uhr, wird in Stadt Mann⸗ 


Centralb, f. Genos, 14 
Nrdschl. Cassenv. 15 
Pos. Pr.-Wechsl.-B 8 
Pr. Credit-Anstalt 24 
Prov.-WechsL-Bk.| 71, 
Ver.-Bk. Quistorp'19 


Weizen und Roggen loco 
feſt, beide auf Termine ruhig. Weizen 126pfd. pr. December 1000 Kilo 
netto 185 Br., 184 Gd., pr. December⸗Januar 1000 Kilo netto 185 Br., 
184 Go., pr. Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Gd., pr. April⸗ 
Mai 1000 Kilo netto 190 Br., 189 Gd. Roggen pr. December 1000 Kilo 
netto 163 Br., 161 Gd., pr. December⸗Januar 1000 Kilo netto 163 Br., 
161 Go., pr. Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 161 Br., 160 Gd., pr. April: 
Mai 1000 Kilo netto 153 Br., 152 Gd. Hafer feſt. Gerſte feſt. Rüböl 
matt, loco und per December 56, pr. Mai pr. 200 Pfund 57%. Spiritus 
il, per December 45%, per Februar⸗März 46, per April⸗Mal 46%, pr. 
Kaſſee matt, Umſatz gering. VPetre⸗ 
ecbr. 9, 70 Gd. 


Getreidemarkt. 
[„Ehret die Frauen — 
der Gemeindevorſtand vergangene Woche fol 
künſtigen Sonnabend den 21. d. M., Abends n i 
eim im Heinen Saale ein landwirihſchaftlicher Lehrer vom landwirthſchafts 
chen Bureau in Berlin einen unentgeltlichen Vortra 
kommenden Viehkrankbeiten halten, wozu fi 
nem eigenen Intereſſe pünktli 


22222288 


über die meiſten vor⸗ 
Viehbeſitzer in er 


gen haben, jo wer 
H ES are re alſo wird ber 

ir wiſſen jetzt, wozu ſie da ſind, u 
anzubeten iſt der Schöpfer, der Dich ſchuf, 
Bräune der Schweine; Drehk 
Mehreres über Rindvieh.“ 
r lernen könnte, alg die 


Berl. Kisenb.-Bd A|ll!% ch einfinden wolle. 


Rindvieh und die Schweine zu pfle 
den dieſelben hierdurch mit eingeladen.“ 
Beruf der Frauen klar. 
den Ausſpruch: „Weib, 
Thema des Vortrages lautet: 
der Schafe, Kolik der Pferde und Mehret 
meindeborſtand aus der letzten Rubrik nicht me 
Frauen Limbachs? 


Richard Brink, 
Mareyanına Aryiems 


von 1874, .44,| 99% B 


8 Brieg-Neisse 4% 98% B do. Reiehs-u. Co.-E.] 7% 


1 2% 
Westend, Com. Git al⸗Juni pr. 100 Liter 100% 46% 
leum matt, Standard white loco 9, de, 
per Januar⸗März 10, 25 Gd., per Auguſt⸗Dec. 11, 25 Gd. — Wetter: —. 

Liverpool, 1. December, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsvericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Matt, ſchwimmende weichend. Tages⸗ 
import 25,000 Ballen, davon 15,000 Ballen amerikaniſche. 

Liverpool, 1. December, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht). 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ball 
Billiger, ſchwimmend mitunter %, niedriger. . 

Middl. Orleans 8%, middl. amernaniſche 7%, fair Dhollerah 5%, 
good middl. Dhollerah 4%, middl. Dboller 
5%, new fair Domes 5%, good fair 
ernam 8, fair Smyrna 6%, 


121 Water Armitage 7%, 12r 
30r Water Gidlow 12, 30r 


Pr. Hyp.-Vers-Act.] 164% 
Schl. Feuervers. 17 ½ 


Dortm. Union 12 
Königs- u. Laurah. 29 


Chemnitz-Komotau . 


” 


[5688] [alte Handarbeit, verkaufe ich & DW 
10 Thlr., um damit zu räumen, 


A. Gonschior, 
Steppdecken, Steppr 


Prag-Dux . u... 2 


Gal. Carl-Ludw.-Bahn.|5 OSchl, Eisenwerk. | 


middl. fair Dhollerah 4 
fair Bengal 4%, fair Br. 
nale feir Madras 5, fair 


cheſter, I. Dechr., Na 
Water Taylor 10, 20r Water ) r 0 
Water Clayton 13%, 40r Mule Mayoll 11%, 40r Medio Wilkinſon 13% 
Warpcops Qualität Rowland 13, 40r Double Weſton 13%, 60r Double 
%% % 8% pfd. 117. — Mäßiges Geſchäft, 


g, 1. December, Nachmittags 5 Uhr. 
ndon 3 Mt. 33%. do. Hamburg 3 Mt. 5 
do. Paris 3 Mt. 351. 1864er Prämien⸗Anleihe 
ials 5, 93. Große 


Schl. Kohlenwerk.| 9 


; 2 berg. 5 
Kaschau-Oderber, Schles. Zinkh.-Aci,| 8 


Ung. Nordostbahn . 


Odeon. 


Erſtes Auftreten der neuen Specia⸗ 
Mi Bariton, deutſche und] werden ſauber u. ſchnell 
Wittwe Blankenfeld, A 5 
[5689] J Nr. 19, Vorderhaus 3 Treppen 


Echt Astrachaner Cavi 


grau und großkörnig, verſendet in 1, 2, 3, 4, 5 und 10 Pfunv⸗ 
à Brutto⸗Pfund 1 Thlr. 12% 84. 


= 
DPD SOuUuo 


Tarnowitz. Bergb.20 


2222 222 2222222 — in 


Mährische Grenzbahn .,5 


Baltischer Lloyd] 0 
Mähr-Schl, Centralbahn] fr. 2 


nſonnet⸗Sängerin. 
Bresl. E.-Wagenb.] 7½ N 
do. ver. Oelfabr. 10 


* 


Weſton 15%, Printers 
Preiſe ziemlich feſt. 


- Desterr.-Französische . 3 ram 

do, südl. Staatsbahn]3 offm’sWag.-Fab, 
1 a 3 O. Schl. Eisenb.-B. 14 

Schles. Leinenind.| 9 


$.Act.-Br.(Scholtz)| 9 


2 
* 


2e 


Jurasky in Myslowit. 


Verantwortlicher Redacteur: 
Druck von Graß, Band u. Comp. (W. Fri 


6 
1866er Präm.⸗Anl. (geſt.) 177 
b Internationale“ 
Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 102. 
Petersburg, 1. Dechr., . 
loco 48, —, per Auguſt 48, —. Weizen loco —, —, pr. 


do. Wagenb.-Anst,| 9 
Schl.Wollw,-Fabr.|10 


Bank-Discont 6 pC. 
WilhelmshütteA|111%, 


Lombard-Zinzfuss 7 pot. 


SSS SSS Sees 


[Produetenmarkt. 


